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1. Einfuhrung

Meerespolitik hat Konjunktur!

Die Verabschiedung der ,Nationalen Strategie zur nachhaltigen Nutzung und zum Schutz der
Meere” — kurz ,Nationale Meeresstrategie® - fallt in eine Zeit der besonderen politischen und
offentlichen Aufmerksamkeit fiir die Meere - eine Zeit, in der die Bundesregierung in vielen
Bereichen in der Meerespolitik gefordert ist.

Die aktuelle Diskussion zum Klimawandel hat auch die Meere zunehmend in den Blickpunkt
von Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Offentlichkeit geriickt.

Die Meeresokosysteme sind trotz der umfangreichen Bemiihungen der letzten Jahre
weiterhin durch massive Uberfischung, klassische Meeresverschmutzung durch Schadstoffe,
UbermaRige Einleitung von Nahrstoffen sowie kontinuierlich zunehmenden Schiffsverkehr
gefahrdet. Der sich aufgrund globaler Erwdrmung beschleunigende Meeresspiegelanstieg
und die durch den Ausstol’3 von Kohlendioxid verursachte Versauerung der Meere sind
weitere Bedrohungen flr die Meeresdkosysteme und Kistenregionen weltweit.

Ziel unserer gemeinsamen Bemihungen ist es, den Ausgleich von Nutzungs- und
Schutzinteressen zu erreichen und der vorhandenen Zersplitterung von Verantwortungen
und Kompetenzen entgegenzuwirken. Die Erhaltung der natirlichen Ressourcen der Meere
liegt dabei sowohl im wirtschaftlichen wie auch im sozialen Interesse. Wir dirfen nicht ,auf
Pump* der Meere leben, sondern missen so wirtschaften, dass auch kiinftige Generationen
gesunde Meere vorfinden, auf deren Ressourcen sie zurlickgreifen kénnen.

Sowohl international wie auch national und auf europaischer Ebene sind bereits erhebliche
Fortschritte erzielt worden. Es besteht aber Konsens, dass der Schutz der Meere in der
Zukunft nur dann erfolgreich praktiziert werden kann, wenn es gelingt, seine Zielsetzungen
starker in andere Politikbereiche zu integrieren. Mit der Nationalen Meeresstrategie wird ein
ausgewogenes Gesamtkonzept vorgestellt, das besondere nationale Interessen und
Kompetenzen herausarbeitet und nationale Politikziele definiert, Wege zu deren Erreichung
aufzeigt und konkrete Handlungsvorschlage verbunden mit Zeithorizonten formuliert.

Auch die Europaische Union (EU) hat die Notwendigkeit einer allumfassenden
Ubergeordneten Meerespolitik erkannt, bei der die wirtschaftliche Nutzung des Meeres
Okosystemvertraglich zu gestalten ist und zugleich die Meeresumwelt geschutzt wird. Auf der
Basis des Griinbuchs “Die kinftige Meerespolitik der Europdischen Union - eine europaische
Vision fur Ozeane und Meere* wurde im Dezember 2007 das Blaubuch der EU Kommission
eine ,Integrierte Meerespolitik fir die Europaische Union“ einschlief3lich Aktionsplan vom
Européischen Rat gebilligt steht nun zur Umsetzung an. Dazu hat die EU Kommission
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten, Leitlinien flr ,optimale integrierte Meerespolitiken auf
allen politischen Ebenen in den Mitgliedstaaten® entwickelt. Integration auf EU-Ebene ohne
Integration auf nationaler und regionaler Ebene ist nicht denkbar. Auf Ersuchen des
Europaischen Rates wird die EU Kommission bis Juni 2009 eine EU-Strategie fur den
Ostseeraum vorlegen, die vor allem dazu beitragen soll, die drangenden Umweltprobleme in
der Region zu bewaltigen.

Am 15. Juli 2008 ist die Europaische Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL), die geman
den Schlussfolgerungen des Europaischen Rates die Umweltsdule des Blaubuchs




~Integrierte Meerespolitik fir die Europaische Union® bilden soll, in Kraft getreten. Ziel ist die
Erreichung eines guten Zustands der Meeresumwelt bis 2020. Hierzu sollen nationale
Strategien auf der Grundlage des Okosystemansatzes entwickelt werden, die ein
integriertes, sektorlbergreifendes Schutzkonzept erfordern, um die nachhaltige Nutzung
unserer Meere heute und durch kiinftige Generationen zu ermdglichen.

Die Nationale Meeresstrategie ist ein wichtiger Baustein der Bundesregierung fir die
zuklnftige integrierte deutsche Meerespolitik.

2. Perspektiven fur die Meere

2.1 Oberstes Gebot: Integration

Die Weltmeere gehdren zu den Lebensraumen der Erde, die intensiv genutzt, aber
gleichzeitig wenig geschutzt werden.

Auch im deutschen Meeresraum Uberlagert eine Vielzahl von Nutzungen die
Schutzinteressen. Dazu gehdren die kontinuierliche Zunahme der Schifffahrt, die Fischerei
die Forderung von Erddl und Erdgas sowie die ,Offshore“-Windenergie-Nutzung, die in der
Nord- und Ostsee weiter ausgebaut werden soll.

Die Nutzung der Meere durch die Menschen muss sichergestellt sein. Doch darf sie die
natlrliche Lebensgrundlage fiir Flora und Fauna in den Meeren nicht gefahrden. Hier eine
ausgewogene Balance zwischen  Okologischen, 0Okonomischen und sozialen
Gesichtspunkten zu finden, fordert alle Akteure aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und
jeden Einzelnen in der Gesellschaft heraus. Sie alle bendtigen eine langfristige Orientierung,
wie und wohin sich unsere Meerespolitik entwickeln soll. Es muss allen Akteuren noch viel
bewusster werden, dass sich selbst ihre Aktivitdten an Land negativ auf die Okosysteme der
Meere - besonders im Kistenbereich - auswirken kénnen. Als Beispiel seien die diffusen
Nahrstoffeintrage aus der Landwirtschaft genannt.

Als Instrumente, um die unterschiedlichen Interessen in den Meeres- und Kistengebieten
auszugleichen, stehen Deutschland die Raumordnung auf dem Meer und der informelle
Ansatz des Integrierten Kistenzonenmanagements zur Verfligung. Die Bundesregierung hat
sich dem Integrationsprozess widerstreitender Interessen aber auch mit der nachhaltigen
Entwicklung als Grundprinzip politischen Handelns und dem integrativen Okosystemansatz
verpflichtet (s. Kapitel 8).

In einer erstmaligen Gesamtschau integriert die vorliegende Nationale Meeresstrategie die
unterschiedlichen Anspriiche der Nutzung und des Schutzes unserer Meere und fasst alle
wichtigen Aspekte der deutschen Meerespolitik zusammen.




2.2 Druck auf die Meere

Die Weltmeere bedecken fast drei Viertel der Erdoberflache und bilden die gréften
zusammenhangenden Okosysteme der Erde.

Fur die Menschheit sind sie von gréfdter Bedeutung. So verdankt Deutschland der Nord- und
Ostsee einen beachtlichen Anteil seiner Wirtschaftskraft. Seine maritime Wirtschaft ist eine
hochtechnologische Zukunftsbranche mit zunehmend weltweiter Bedeutung und bietet
erhebliches Wachstums- und Beschéaftigungspotential. Die Meere dienen uns zum Beispiel
als Transportwege fiir den Warenverkehr. Sie liefern uns aber auch Fisch, Meeresfriichte
und Algen, Ol und Gas, Sand, Kies und Mineralsalze. Millionen Urlauber erholen sich an
Nord- und Ostsee. Viele nutzen die Vorteile der ,blauen Apotheke* — die heilenden
Eigenschaften der Meere aufgrund ihres Salzgehaltes und der pharmazeutischen Wirkstoffe,
die sich aus bestimmten Meereslebewesen gewinnen oder synthetisieren lassen.

Noch grofere Bedeutung haben die Meere flr die lebenswichtigen Funktionen der Erde: sie
sind Lunge, Warmepumpe und Klimaanlage in einem und bilden die Grundlage fiir die
weltweiten Kreislaufsysteme von Energie, Wasser, Sauerstoff und Kohlendioxid. Nicht
zuletzt dienen sie als Senke fur Stoffe, die vom Land aus oder auf See eingetragen werden.

Trotz der Grofle der Meere sind ihre Ressourcen begrenzt, wie auch ihre Kapazitat,
menschliche Einflisse abpuffern zu kénnen. So hat sich das natirliche Gleichgewicht der
weltweiten Kreislaufsysteme und der Okosysteme in den Meeren bereits verandert, seit wir
Menschen in den letzten Jahrhunderten verstarkt in den Naturhaushalt eingegriffen haben.

Die Klimaanderung fuhrt unter anderem dazu, dass sich die Meere weltweit erwarmen,
saurer werden und der Meeresspiegel ansteigt. Standige Verschmutzungen durch Quellen
an Land und auf See belasten nicht nur die Okosysteme unserer Meere, sondern auch
unsere aus dem Meer gewonnenen Nahrungsmittel. Einige Fischbestdnde in den Meeren
sind so stark Uberfischt, dass der Fischerei in bestimmten Regionen der Welt die
wirtschaftliche Grundlage entzogen ist. Vor allem in den Kisten- und Randmeeren wird ein
Verlust an biologischer Vielfalt beobachtet.

Diese Veranderungen sind besorgniserregend und stellen uns vor Herausforderungen, fiir
die es keine einfachen LOsungen gibt. Denn auch wenn die traditionsreiche deutsche
Meeresforschung unser Wissen uber die Meere weit vorangetrieben hat, gibt es immer noch
offene Fragen, wenn es darum geht zu verstehen, wie die empfindlichen Okosysteme der
Meere im Einzelnen und im komplexen Zusammenspiel auf menschliche Einflisse reagieren.
Oftmals treten Reaktionen in den Meeren Uberraschend schnell oder erst mit zeitlicher
Verzdgerung ein.




Weltmeere

Die Weltmeere bedecken 71 Prozent der Erdoberflache und enthalten 97 Prozent der
Weltwasservorkommen. Sie bilden die groRten zusammenhangenden Okosysteme der Erde
und bieten 99 Prozent des Lebensraumes, den unser Planet zur Verfugung stellt. Die
Weltmeere sind Grundlage allen Lebens auf der Erde. Hier begann vor 3,5 Milliarden Jahren
die Geschichte der Evolution. Ozeane sind unverzichtbare Quellen fir Nahrung, Energie und
Rohstoffe.

Nordsee

Die Nordsee ist ein flaches Rand- oder Schelfmeer des Nordostatlantiks, mit einer Flache
von etwa 570.000 Quadratkilometern. Die mittlere Tiefe liegt bei 90 Meter, die grofite Tiefe
bei 710 Meter in der Norwegischen Rinne. Der Wasseraustausch mit dem Atlantik findet
hauptsachlich Gber die offene Nordseite statt, untergeordnet auch Uber den Englischen
Kanal. Die Verweilraten des Nordseewassers liegen je nach geographischer Situation
zwischen einem und mehreren Jahren. Im Kistenbereich verweilt das Wasser wegen der
bestehenden Strdmungsverhaltnisse besonders lange, so dass der Lebensraum Kiste
besonders empfindlich gegeniiber Schadigungen ist. Das Einzugsgebiet besitzt eine Grolle
von 850.000 km? und umfasst unter anderem die dicht besiedelten und hochindustrialisierten
Kistenstaaten Belgien, Danemark, Deutschland, Frankreich, Niederlande, Norwegen,
Schweden und das Vereinigte Kdnigreich. Die Meeresflache der Nordsee nimmt lediglich
einen Anteil von 0,002 Prozent der Weltmeere ein, gleichzeitig gehort sie zu den biologisch
und wirtschaftlich produktivsten Meeresgebieten der Welt. Der Beitrag der Nordseefischerei
an der Weltmeeresfischerei zum Beispiel betragt immerhin etwa vier Prozent.

Ostsee

Die Ostsee ist als intrakontinentales Nebenmeer der Nordsee fast vollstandig durch
Landmassen eingeschlossen. |hre Flache betragt zirka 400.000 km?, ihre mittlere Tiefe 52
Meter, die maximale Wassertiefe liegt bei 460 Meter im Landsort Tief. Aufgrund des geringen
und unregelmafligen Salzwassereintrags aus der Nordsee und des hohen
Flusswassereintrags gibt es vom Bottnischen Meerbusen (fast SiRwasser) bis zum
Skagerrak (fast Meerwasser) hin ansteigende Salzgehalte. Die Ostsee ist somit eines der
grollten zusammenhangenden Brackwassergebiete der Welt. In ihren tiefsten Becken
herrscht Sauerstoffarmut. Diese Lebensbedingungen kénnen nur eine Reihe von speziell
angepassten Lebewesen ertragen, die vielfach nur hier vorkommen. Die Ostsee ist
besonders anfallig gegeniber jeglicher Belastung, zum Beispiel durch Schadstoff- und
Nahrstoffeintrage oder auch Temperaturverdanderungen. Dies liegt daran, dass das Wasser
25 — 30 Jahre in der Ostsee verweilt, mit geringeren Raten im flachen Westteil und langeren
in den tiefen Becken der zentralen Ostsee. Mit etwa 1,7 Millionen km? ist das Einzugsgebiet
etwa doppelt so grol® wie das der Nordsee, womit etwa ein Sechstel der Flache Europas in
die Ostsee entwassert wird. Die Kiistenstaaten Danemark, Deutschland, Estland, Finnland,
Lettland, Litauen, Polen, Russland und Schweden umschlieRen die Ostsee. Durch die
wachsende wirtschaftliche Entwicklung ist die Ostsee mittlerweile ein stark frequentierter
Schifffahrtsweg geworden.




2.3 Unsere Ziele fur die Meere

Die Meeresumwelt ist ein kostbares Naturerbe, das flir uns und unsere Nachkommen
geschitzt und mit dem Ziel bewahrt werden muss, biologisch vielfaltige und dynamische
Meeresdkosysteme in einem sicheren, sauberen, gesunden und produktiven Zustand zu
erhalten.

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, bis 2020 den guten Zustand der
Meeresumwelt unserer Meeresgewasser in Nord- und Ostsee bis zur Grenze der deutschen
AusschlieRlichen Wirtschaftszone (AWZ) zu bewahren oder - wenn nétig - zu erzielen. Dies
fordert auch die Europaische Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL).

Zunachst werden bis 2012 geeignete Malnahmen ergriffen, um bis 2015 einen guten
Okologischen Zustand in der 1-Seemeilenzone und einen guten chemischen Zustand in den
Kistengewassern der 12-Seemeilenzone zu erreichen. Die MaRnahmen grinden sich auf
nationale und internationale Rechtsvorschriften, deren Bestimmungen sich direkt oder
indirekt auf den Zustand der Meeresumwelt auswirken. Ein wesentliches Instrument dafur ist
die Europaische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL).

Bis in die AWZ (200 Seemeilenzone) hineinreichende weitergehende Malinahmen werden
sich durch die Regelungen der MSRL ergeben.

»Guter Zustand“ gemaR der Europaischen Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL)

Die biologische Vielfalt wird erhalten. Die Qualitat und das Vorkommen von Lebensrdumen
sowie die Verbreitung und Haufigkeit der Arten entsprechen den vorherrschenden
physiografischen, geografischen und klimatischen Bedingungen.

Nicht einheimische Arten, die sich als Folge menschlicher Tatigkeiten angesiedelt haben,
kommen nur in einem fir die Okosysteme nicht abtraglichen Umfang vor.

Alle kommerziell befischten Fisch- und Schalentierbestande befinden sich innerhalb sicherer
biologischer Grenzen und weisen eine Alters- und GrélRenverteilung der Population auf, die
von guter Gesundheit des Bestandes zeugt.

Alle bekannten Bestandteile der Nahrungsnetze der Meere weisen eine normale Haufigkeit
und Vielfalt auf und sind auf einem Niveau, das den langfristigen Bestand der Art sowie die
Beibehaltung ihrer vollen Reproduktionskapazitat gewahrleistet.

Die vom Menschen verursachte Eutrophierung ist auf ein Minimum reduziert, das betrifft
insbesondere deren negative Auswirkungen wie Verlust der biologischen Vielfalt,
Verschlechterung des Zustands der Okosysteme, schadliche Algenbliten sowie
Sauerstoffmangel in den Wasserschichten nahe dem Meeresgrund.

Der Meeresgrur_\_d ist in einem Zustand, der gewahrleistet, dass die Strukt__ur und die
Funktionen der Okosysteme gesichert sind und dass insbesondere benthische Okosysteme
keine nachteiligen Auswirkungen erfahren.

Dauerhafte Veranderungen der hydrografischen Bedingungen haben keine negativen
Auswirkungen auf die Meeresdkosysteme.

Aus den Konzentrationen an Schadstoffen ergibt sich keine Verschmutzungswirkung.




Schadstoffe in fir den menschlichen Verzehr bestimmtem Fisch und anderen Meeres-
frchten Uberschreiten nicht die im Gemeinschaftsrecht oder in anderen einschlagigen
Regelungen festgelegten Konzentrationen.

Die Eigenschaften und Mengen der Abfalle im Meer haben keine schadlichen Auswirkungen
auf die Kusten- und Meeresumwelt. Die Einleitung von Energie, einschlief3lich
Unterwasserlarm, bewegt sich in einem Rahmen, der sich nicht nachteilig auf die
Meeresumwelt auswirkt.

»Guter Zustand“ gemaR der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Guter 6kologischer Zustand

Ein guter 6kologischer Zustand bedeutet, dass die Zusammensetzung und Haufigkeit der
Tier- und Pflanzenarten im Gewasser in nur geringem MalRRe vom natdrlichen, vom
Menschen unbeeinflussten Zustand abweichen. Es ist die zweit beste Bewertungskategorie
fur Gewasser, die noch recht urspriinglich, also nicht erheblich verandert sind.

Bei der Beurteilung des Zustands eines Wasserkoérpers, und der Beantwortung der Frage, ob
ein ,guter 6kologischer Zustand® erreicht ist, werden verschiedene biologische Komponenten
untersucht, unterstitzt durch  hydromorphologische und chemisch-physikalische
Komponenten. Anhand der Komponenten wird der Zustand in verschiedene
Bewertungskategorien eingeteilt.

Guter chemischer Zustand

Der "gute chemische Zustand" eines Gewassers ist gegeben, wenn die
Schadstoffkonzentrationen die geltenden Qualitdtsnormen nicht Uberschreiten und die vom
Menschen verursachte stoffliche Belastung nicht zur signifikanten Schadigung von
Oberflachengewassern fihrt.

2.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Fur eine Meeresumwelt in gutem Zustand bis 2020 missen wir im Interesse aller die
vielfaltigen Nutzungs- und Schutzanspriiche gleichrangig miteinander in Einklang bringen.
Dabei stehen wir einerseits vor der Herausforderung, gemeinsam mit den anderen
Meeresanrainern

o die Ressourcen schonende Beschaffung und Versorgung mit Rohstoffen, Energie
und Nahrung zu gewahrleisten,

e auf einer nachhaltigen Basis durch eine entsprechende wirtschaftliche Nutzung der
Meere die Grundlagen fir mehr Wachstum und Beschaftigung zu schaffen, sowie

e Wettbewerb und Offenheit auf den Markten zu sichern.
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Andererseits missen wir

die Meere natur-, umweltvertraglich und nachhaltig nutzen, d.h. in dem Male zu
nutzen, wie dies mit ihrer natlrlichen Produktivitdt im Einklang steht und die
Belastbarkeit der Okosysteme zulasst,

den Eintrag gefahrlicher und radioaktiver Stoffe, von Nahrstoffen und Abfallen so weit
wie moéglich senken,

den Zustand der Meere in der Weise erhalten oder verbessern, dass uberall ein guter
Zustand der Meeresumwelt gewahrleistet ist,

die biologische Vielfalt der Arten und Lebensrdume und ihrer Wechselbeziehungen
sowie die genetische Vielfalt im Meer schiitzen und erhalten und

unsere wissenschaftlichen Kenntnisse Uber die Meere und ihre Okosysteme
erweitern, damit wir die Folgen unseres Handelns besser abschatzen konnen und
umweltschonende Nutzungswege finden.

Hinsichtlich der Verbande werden wir

die sachliche, parteitibergreifende Aufklarungsarbeit der Umweltverbande losgeldst
von politischen Konstellationen und unabhangig von akuten Katastrophenféllen
unterstitzen, um das Interesse und Problembewusstsein fir Fragen des
Meeresschutzes zu fordern, und kontinuierlich konkrete MalRnahmen von Politik und
Staat beziehungsweise Wirtschaft und den Burgerinnen und Blrgern einzufordern,
die ausgewogene Berlcksichtigung von Nutzungs- und Schutzinteressen durch
Umsetzung des Okosystemansatzes auf der jeweiligen Ebene der betroffenen
Wirtschaftsverbande einfordern,

den Dialog zwischen Wirtschafts- und Umweltverbanden vorantreiben, um auf diese
Weise das Verstandnis fur das jeweilige Anliegen zu férdern und zu gemeinsamen
Ldsungen zu gelangen,

Hinsichtlich der Offentlichkeit werden wir

fur die Schaffung eines interessanten, umfassenden und ausgewogenen
Informationsangebotes durch die Medien eintreten, das geeignet ist, bei allen
Birgerinnen und Bdirgern, auch denen tief im Binnenland, das Interesse an
Schonheit, Nutzen, Funktion und Anforderungen der Meere zu wecken. Dabei muss
allen Nutzern der Meere deren Komplexitat, Wirkungsgeflige und Empfindlichkeit
auch unabhangig von Katastrophen dargestellt werden, um die Notwendigkeit eines
intakten Okosystems Meer und diesbeziigliche Anforderungen zu vermitteln.

eine ausreichende Markttransparenz herstellen, als Informationsgrundlage fiir eine
nachhaltige Nutzung unserer Meere,

fur mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen Sorge
tragen, um deren Akzeptanz bei Bilrgerinnen und Blirgern zu erhéhen, einschlielilich
einer auf nachhaltigen Konsum gerichteten Verbraucherpolitik,

die Berlcksichtigung der Belange des Meeresschutzes bei der Gestaltung des
offentlichen Lebens in den Kommunen (Entsorgung, Verkehrsinfrastruktur)
unterstutzen, und
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e eine ausreichende und vorausschauende Vermittlung meerespolitischer Inhalte im
Schulunterricht vorantreiben.

2.5 Gemeinsam stark

Die Nationale Meeresstrategie bezieht sich in erster Linie auf die deutschen Gewasser Nord-
und Ostsee - von der SulRwassergrenze bis einschlief3lich der 200-Seemeilen-Zone oder der
AWZ. Aufgrund unserer globalen Verantwortung haben Standards, die wir zum Schutz und
zur Erhaltung unserer Hausmeere Nord- und Ostsee anwenden, jedoch in vergleichbarer
Form auch fir die Ubrigen Meere zu gelten, wo immer und wie immer wir sie nutzen.

Die Meere zu schiitzen und gleichzeitig die nachhaltige wirtschaftliche Nutzung zu sichern,
heit bewusst, Grenzen zu Uberschreiten — die Grenzen zwischen den unterschiedlichen
Bereichen von Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung, aber auch Landes- und
Staatsgrenzen.

Meeresschutzziele sind nicht allein durch nationale Anstrengungen zu erreichen. Wir sind
darauf angewiesen, in Europa, regional und weltweit im Rahmen der internationalen
Staatengemeinschaft angemessene Ldsungen fir die Zielkonflikte bei der weltweiten
Nutzung und dem Schutz der Meere zu finden.

Dabei kdnnen wir bereits auf zahlreiche Erfolge im Meeresschutz zuriickblicken.

Erfolge der deutschen Meeresschutzpolitik

Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre wurde den Menschen in Europa zunehmend bewusst,
wie gefahrdet die Meere sind. Zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks und der
Ostsee wurden die Regionalen Ubereinkommen von Oslo, Paris und von Helsinki
geschlossen. 1984 fand auf deutsche Initiative auf Ministerebene die erste Internationale
Nordseeschutz-Konferenz statt. Sie wies dem Meeresumweltschutz erstmals einen
prominenten Platz auf der politischen Agenda zu. Der Stopp der Dinnsaureverklappung
sowie der Abfallverbrennung auf Hoher See und die Verabschiedung eines ,10-Punkte-
Programms® im Jahr 1989 sind weitere Erfolge des deutschen und europaischen
Meeresschutzes.

Anfang der 90er Jahre wurden die Regionalen Ubereinkommen von Oslo, Paris und von
Helsinki (berarbeitet. 1998 trat das Uberarbeitete Oslo-Paris-Ubereinkommen (OSPAR),
2000 das Uberarbeitete Helsinki-Ubereinkommen (HELCOM) in Kraft. Die Vertragsparteien
beider Ubereinkommen kamen 2003 auf Einladung Deutschlands in Bremen zu einer
gemeinsamen Ministerkonferenz zusammen und unterstrichen so die zunehmende
Bedeutung des Meeresumweltschutzes auch auf EU- Ebene. Dabei einigten sich die Minister
darauf, menschliche Aktivitaten mit Auswirkungen auf die Meeresumwelt auf der Grundlage
des Okosystemansatzes zu regulieren, die Entwicklung einer europaischen Meeresstrategie
aktiv zu unterstitzen und bis zum Jahre 2010 ein gemeinsames Netzwerk gut betreuter
Meeresschutzgebiete zu erstellen, das Natura 2000 Gebiete mit einbezieht. Deutschland hat
daflir bereits 2004 als erster europaischer Mitgliedsstaat ein vollstdndiges Netz von Natura
2000 Meeresschutzgebieten in der AWZ der Nord- und Ostsee gemeldet und damit bereits
einen wesentlichen Grundstein fur das Netzwerk von Meeresschutzgebieten gelegt.
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Beide Kommissionen forderten eine starkere Integration von fischerei- bzw.
seeverkehrspolitischen Fragen und der Umweltpolitik. 2010 ist eine weitere gemeinsame
Ministerkonferenz vorgesehen, um das bis dahin Erreichte und die Notwendigkeit flr neue

Initiativen zu bewerten.

2.5.1 International

Der Grofteil der meeresbezogenen Regelungen wird auf zwischenstaatlicher oder
internationaler Ebene ausgehandelt. Durch internationale  Kooperationen und
Ubereinkommen sowie regionale Abkommen ist Deutschland zu vielfaltigen MaRnahmen in
festgelegten Zeitrdumen zum Schutz der Kisten- und Meeresumwelt sowie von Biotoptypen
und Arten verpflichtet. Flr Deutschland ist es wichtig, in diesem Rahmen Verantwortung zu
Ubernehmen und sich weiter konsequent fir eine Starkung multilateraler Strukturen
einzusetzen.

Internationale Vorgaben

Das Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen (SRU) von 1982 regelt die
verschiedenen Meeresnutzungen sowie die Zustandigkeiten im Meeresschutz und setzt
damit den Rahmen fur alle Regelwerke im Bereich Meere. Globale Bestimmungen Uber die
Schifffahrt  regelt die Internationale Seeschifffahrtsorganisation (IMO), globale
Fischereiabkommen die Welterndhrungsorganisation (FAO). Die Fragen des Walfangs- und
Walschutzes werden jahrlich durch die Internationale Walfangkommission (IWC)
ausgehandelt (Walfangmoratorium seit 1986). Weitere Ubereinkommen, denen Deutschland
beigetreten ist, wie zum Beispiel das weltweit glltige London-Ubereinkommen Uber die
Verhutung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abféllen und anderen
Stoffen und das weltweite Aktionsprogramm zum Schutz der Meeresumwelt vor
landgestitzten Aktivitaten (Umweltprogramm der Vereinten Nationen — Global Programm of
Action (UNEP GPA)) starken unsere Verpflichtungen fir den Schutz der Meeresnatur und —
umwelt auf internationaler Ebene.

Regional wird das Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen in Europa unter
anderem durch das Helsinki-Ubereinkommen Uber den Schutz der Meeresumwelt der
Ostsee, das Oslo-Paris-Ubereinkommen (ber den Schutz der Meeresumwelt des
Nordostatlantiks, das Barcelona-Ubereinkommen zum Schutz des Mittelmeers gegen
Verschmutzung, Bukarest-Ubereinkommen zum Schutz des Schwarzen Meeres gegen
Verschmutzung, das Bonn-Ubereinkommen zur Zusammenarbeit der Nordseestaaten bei
der Bekadmpfung der Verschmutzung der Nordsee durch Ol und andere Schadstoffe, durch
regionale Fischereiabkommen und die Trilaterale Wattenmeerkooperation umgesetzt.

Kleinwale werden in Europa durch die Ubereinkommen zum Schutz der Wale und Delfine im
Mittelmeer, Schwarzen Meer und angrenzenden Atlantik (ACCOBAMS) bzw. in Ost- und
Nordsee (ASCOBANS) zusatzlich geschiitzt.
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2.5.2 Europaisch

Europaische Meeresstrategie und Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL)

Im Rahmen der Umsetzung des 6. Umweltaktionsprogramms hat die Europaische
Kommission im Oktober 2005 eine Thematische Strategie fir den Schutz und die Erhaltung
der Meeresumwelt zusammen mit einem Vorschlag fir eine Rahmenrichtlinie zur Schaffung
eines Ordnungsrahmens fir Ma3nahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt,
der so genannten Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL), vorgelegt, die am 15. Juli 2008
in Kraft getreten und innerhalb von zwei Jahren in nationales Recht umzusetzen ist. Die
Richtlinie soll sowohl Schutz und Wiederherstellung der europaischen Meere als auch die
nachhaltige Nutzung maritimer Guiter und Dienstleistungen ermdglichen. Durch eine
sektoribergreifende Politik mit einem 0Okosystemaren Schutzkonzept sollen praktische
Leitlinien festgelegt werden, um in den europaischen Meeresgewassern (Ostsee,
Nordostatlantik, Mittelmeer, Schwarzes Meer) bis zum Jahr 2020 einen ,guten Zustand der
Meeresumwelt" zu erreichen.

Als Bewirtschaftungseinheiten fur die Umsetzung der Richtlinie werden europaische
Meeresregionen wie der Nordostatlantik (einschlielich Nordsee) und die Ostsee
vorgeschlagen. Die Mitgliedstaaten sind aufgefordert, fir die Gewasser bis zur Grenze ihrer
AWLZ in aktiver Zusammenarbeit mit den anderen Mitgliedstaaten in diesen Regionen und
Drittlandern abgestimmte nationale Meeresstrategien zu entwickeln, um die Umweltziele und
das Gesamtziel des guten Meereszustands durch geeignete Malnahmenprogramme zu
erreichen. Die europaische Meeresstrategie und die MSRL sind inhaltlich mit den Zielen der
europaischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) abgestimmt, deren Geltungsbereich jedoch
nicht Uber die kistennahen Gewasser hinaus reicht. Die MSRL erfordert eine
Anfangsbewertung des Umweltzustands, die Beschreibung des guten Umweltzustands und
die Festlegung von Umweltzielen jeweils bis 2012, die Erstellung und Durchfiihrung von
Uberwachungsprogrammen bis 2014, die Aufstellung von MaRnahmenprogrammen zur
Erreichung/Erhaltung des guten Zustands bis 2015 und deren praktische Umsetzung
spatestens ab 2016.

Die erstmals auf europaischer Ebene erfolgende Beschaftigung mit Meeresthemen bietet die
Méglichkeit zu einer auch raumlich umfassenden integrativen Betrachtung.

Bei der zuklnftigen Umsetzung der MSRL wird es wesentlich darauf ankommen, dass der
als notwendig erkannte integrative Ansatz konsequent angewandt wird. Dies beinhaltet eine
Berticksichtigung solcher Politikbereiche, die groRen Einfluss auf die Okosysteme der Meere
haben, wie zum Beispiel die Agrar- und Fischereipolitik. Beide werden maligeblich auf EU-
Ebene bestimmt, wobei bislang die Belange des Meeresumweltschutzes dort nicht
ausreichend integriert sind.

Zukiinftige Europaische Meerespolitik

Anfang Juni 2006 hatte die Europaische Kommission ihr Grinbuch: ,Die kinftige
Meerespolitik der Europaischen Union - eine europaische Vision fur Ozeane und Meere*
veroffentlicht. Das Grinbuch zielt auf die Starkung von Beschaftigung und
Wettbewerbsfahigkeit mit Hilfe eines umfassenden Konzepts zur Ausschopfung des
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Potenzials fir eine nachhaltige Nutzung der Meere, ohne die Meeresdkosysteme zu
schadigen. Die europaische meerespolitische Vorreiterrolle soll gesichert und bisher isoliert
betrachtete Politikbereiche wie Schifffahrt, Offshore-Windenergie-Nutzung, Meeresschutz
und Entwicklung der Kistenbereiche in eine sektoribergreifende Zusammenschau gebracht
werden. Als Ergebnis des europaweiten Konsultationsprozesses zum Griinbuch
veroffentlichte die Europaische Kommission am 10. Oktober 2007 die Mitteilung ,Eine
integrierte Meerespolitik fir die Europaische Union“ (Blaubuch) und einen Aktionsplan mit
einer Reihe von Einzelvorschlagen mit dem Ziel, das Potential der meeresgestitzten
Wirtschaftstatigkeit auf eine 6kologisch nachhaltige Weise auszuschopfen.

Der Europaische Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 14. Dezember 2007 die
Mitteilung und den Aktionsplan, in dem die ersten konkreten Schritte zur Entwicklung eines
integrierten Konzepts fir maritime Angelegenheiten dargelegt sind, sowie die im Dezember
als umweltpolitische Saule der integrierten Meerespolitik vereinbarte MSRL begrifit.

2.5.3 Regional

Der integrative Politikansatz spielt auch im Rahmen der regionalen Zusammenarbeit im
Meeresschutz eine immer gréRere Rolle. Der von HELCOM im November 2007
verabschiedete "Baltic Sea Action Plan" (BSAP) stellt einen Mallnahmenkatalog dar, der in
den Bereichen Eutrophierung, Biodiversitat, gefahrliche Stoffe sowie maritime Tatigkeiten
konkrete Vorgaben fiir die Vertragsstaaten macht. Der Vorgabe der MSRL folgend, soll der
BSAP die Grundlage fiir einen regionalen Aktionsplan fiir die Ostseeregion bilden.

OSPAR erprobt als Einstieg in einen umfassenden Okosystemansatz ein System von
Okologischen Qualitatszielen flr die Nordsee. Diese befassen sich mit wesentlichen
Elementen der Tier- und Pflanzenwelt und der Lebensrdume der Meere. OSPAR wird, nicht
zuletzt im Lichte der MSRL, auf der Basis eines aktualisierten Qualitatszustandsberichtes
(QSR 2010) und derzeit laufender Bewertungen des bisher Erreichten, im Jahre 2010 eine
umfassende Uberpriifung und Neuorientierung seiner Meeresschutzpolitik vornehmen.

Der Schutz vor seeseitigen Unfallfolgen ist fir Deutschland ebenfalls von zentraler
Bedeutung. Die subregionalen ,Nachbarschaftsabkommen® wie SWEDENGER,
DENGERETH und das deutsch-polnische Abkommen fir die Pommersche Bucht auf der
Grundlage des Ubereinkommens zur Zusammenarbeit bei der Bekadmpfung von
Verschmutzungen der Nordsee durch Ol und andere Schadstoffe (Bonn-Ubereinkommen)
sowie von HELCOM sind auf der Basis gemeinsamer Schutzstrategien weiterzuentwickeln
und vor allem regelmafig zu belben.

2.5.4 National

Die Bundesregierung wird die vorliegende Strategie als Grundlage fir das nationale
Maflnahmenprogramm nutzen, das in den kommenden Jahren gemal den Anforderungen
der MSRL zu entwickeln sein wird.
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Bund und Lander setzen sich gemeinsam fur die Erhaltung einer gesunden Meeresumwelt
ein. Die Bundeslander sind fiir ihren jeweiligen Abschnitt der Hoheitsgewasser zustandig,
wahrend im Bereich der AWZ der Bund gefordert ist.

Bei der konkreten Umsetzung ist die foderale Struktur zu bericksichtigen. Die teilweise
unterschiedlichen Interessen und Verantwortungsbereiche der beteiligten Bundeslander
missen mit denen der Bundesregierung in Ubereinstimmung gebracht werden. Insgesamt
gilt es, die Zusammenarbeit zwischen und innerhalb von Bund und Landern bei der Nutzung
und beim Schutz der Meere, einschliellich des Meeresnaturschutzes, zukiinftig weiter zu
verbessern.

Birgerinnen und Birger, Produzenten und Verbraucher, Wirtschaft und Gewerkschaften,
Wissenschaft und Verbande sind mit dem Staat wichtige Akteure der nachhaltigen
Entwicklung.

Ziel der Bemulhungen aller Beteiligten muss es sein, zu einem gemeinsamen Verstandnis flr
die Notwendigkeit einer gesunden Meeresumwelt zu kommen, das die unterschiedlichen
Verantwortlichkeiten fur den Schutz unserer Meere akzeptiert, Vorgehensweisen optimiert
und zu konkreten Malinahmen zur nachhaltigen Nutzung und zum Schutz der Meere flhrt.

Der Aufbau der Nationalen Meeresstrategie orientiert sich an der geforderten Balance
zwischen Schutz und Nutzung der Meere, wobei vorhandene Probleme durch die
Auswirkungen des Klimawandels verscharft werden. Die Meeresforschung hilft uns dabei,
die Zusammenhange besser zu verstehen, um die Herausforderungen der Zukunft zu
meistern.

3. Klimawandel und seine Folgen fur Meere und Kusten

3.1 Sachstand

Das ,International Panel on Climate Change“ (IPCC), ein Gremium aus Uber 1000
international anerkannten Wissenschaftlern, ist sich darin einig, dass ein weltweiter
Klimawandel begonnen hat, der vom Menschen mit verursacht ist. So steigt die mittlere
globale Lufttemperatur seit spatestens Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts, in den letzten
Jahrzehnten sogar immer schneller.

Verursacht wird die Temperaturerhhung durch die Freisetzung von so genannten
Treibhausgasen, vor allem von Kohlendioxid (CO,) und Methan (CH,), bei der Verbrennung
fossiler Rohstoffe, der Deponierung unbehandelter Abfalle und durch die Landnutzung.

Die Erwarmung der weltweiten Lufttemperatur bewirkt vielfaltige physikalische, chemische
und biologische Veranderungen in den Meeren.

Schon heute steigt der Meeresspiegel jedes Jahr um drei Millimeter, weil sich das
erwarmende Meerwasser starker ausdehnt und die in die Meere miindenden Fliisse durch
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die abschmelzenden Gletscher mehr Wasser mit sich fuhren. Die Erwarmung beeinflusst
aber auch die Starke und Richtung von Meeresstromungen. So hat die ,Nordatlantische
Drift“, die Europa mit Warme versorgt, in den letzten Jahrzehnten ein Drittel ihrer Starke
verloren.

Weitere physikalische Effekte sind die Verlagerung von Temperaturzonen im Meer und die
Anderung der atmospharischen Zirkulation tGber den Meeren.

Chemisch bewirkt der UbermaRige Eintrag von Kohlendioxid (CO,) in die oberflachennahen
Wasserschichten eine Versauerung des Meerwassers, die vor allem kalkbildende
Organismen schadigt. Besonders betroffen sind riffbildende Korallen und kalkhaltige,
mikroskopisch kleine Algen, das so genannte kalkige Phytoplankton, das normalerweise CO,
auf natlrlichem Wege in die Tiefsee transportiert. Inzwischen ist davon auszugehen, dass
die Versauerung des Meerwassers den natirlichen CO,-Kreislauf erheblich gestért hat, und
sich Kohlendioxid nun noch starker in der Atmosphare anreichert. Es ist auch zu vermuten,
dass ein zu saures Milieu die physiologischen Funktionen von Bakterien, Phytoplankton und
anderen Organismen in der untersten Ebene der Nahrungskette beeintrachtigt - mit
nachteiligen Folgen fiir gesamte Okosystemketten.

Die Biologie der Meere wird aber auch durch die Zunahme der Wassertemperaturen
beeinflusst. Vor allem in hdheren Breiten verandert sich durch die erhéhten
Wassertemperaturen die Verbreitung von Meeresorganismen. Warme liebende Arten
dehnen ihr Verbreitungsgebiet polwarts aus und ersetzen Kalte liebende Arten in deren
angestammten Lebensraumen. In Kistengewassern, aber auch in den kistenferneren
Meeresgebieten treten haufiger gefahrliche Algenbliten auf. In  bodennahen
Wasserschichten nahrstoffreicher Gewasser kann es verstarkt zu Sauerstoffmangel
kommen, der das Bodenleben nachhaltig stért und die Besiedlung durch Plankton, Benthos
und Fische verhindert.

3.2 Bewertung

Die Bekampfung des weltweiten Klimawandels und die Anpassung an seine Folgen zahlen
zu den wichtigsten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts.

Zwischen Politik und Wirtschaft besteht Einigkeit, dass vorsorgender Klimaschutz zentrales
Element der Umweltpolitik und integraler Bestandteil der Wirtschafts- und Energiepolitik ist.
Im Nord- und Ostseeraum sind als langfristige Folgen des Klimawandels eine Haufung von
Sturmschaden, zunehmende Kistenerosion, Uberﬂutungen von Kistengebieten sowie die
Versalzung von Flussmindungen und Grundwasser in Klstennahe zu erwarten, wenn keine
entsprechenden MalRnahmen gegen eine weitere Erwarmung getroffen werden.

Die Artengemeinschaften sind ebenfalls zentral betroffen. So ist mit Auswirkungen auf
Okosystemare Stoffkreislaufe, Verbreitungsgebiete, Reproduktionsraten von Arten und
Veranderungen im Invasionspotential von bisher nicht heimischen Arten zu rechnen. Davon
betroffen sind auch die etablierten Nahrungsketten zwischen den verschiedenen Arten.
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Deutschland ist international Vorreiter im Klimaschutz und hat seine Verpflichtung aufgrund
des Kyoto-Protokolls, seine Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2008 bis 2012 um 21
Prozent gegenliber dem Niveau von 1990 zu mindern, mit einer 20-prozentigen Minderung
im Jahr 2007 schon fast erreicht. Kein anderes westliches Land kann eine ahnlich positive
Bilanz vorweisen.

Die im November 2000 geschlossene Klimavereinbarung zwischen Bundesregierung und
zahlreichen Wirtschaftsverbanden hat mafigeblich zur Erreichung der klimapolitischen Ziele
Deutschlands beigetragen. Bezogen auf 1990 konnte - trotz des zwischenzeitlichen
Wirtschaftswachstums - eine absolute Emissionsminderung von iber 130 Mio t CO2 erreicht
werden.

Der Anteil Deutschlands an den weltweiten CO2-Emissionen betragt 3 %, der Anteil der EU
knapp 15 %. Mehr als zwei Drittel des weltweiten Emissionsanstiegs seit 1990 entfallen auf
China, die USA und Indien. Dies macht deutlich,, dass es darauf ankommt, dass
insbesondere die USA und andere Industrielander sowie die groften Schwellenlander wie
China und Indien angemessene Klimaschutzbeitrage fir den Zeitraum bis 2020
ubernehmen. Die EU und die Bundesregierung verfolgen daher das Ziel, alle mal3geblichen
Emittentenlander in ein umfassendes und wirksames Klimaschutzabkommen einzubeziehen,
das das Ende 2012 auslaufende Kyoto-Protokoll ablésen soll.

Die Bundesregierung beabsichtigt, bis 2009 ein internationales Folgeabkommen fir das
Kyoto-Protokoll zu vereinbaren.

3.3 Ziele

Um den Klimawandel an seiner Wurzel zu bekampfen und seine negativen Folgen so gering
wie mdglich zu halten, zielt die nationale und internationale Klimaschutzpolitik darauf ab, den
Anstieg der weltweiten Treibhausgaskonzentration in der Atmosphare mittel- bis langfristig
so stark zu begrenzen, dass ein Anstieg der globalen oberflichennahen Temperatur auf
maximal 2° C im Vergleich zum vorindustriellen Niveau begrenzt wird. Nur so bleibt eine
Anpassung an die Folgen des Klimawandels Gberhaupt noch méglich und finanzierbar. Um
dieses Ziel zu erreichen, missen die CO,-Emissionen weltweit bis zum Jahr 2050 halbiert
werden, bezogen auf das Jahr 1990.

Der Europaische Rat der Staats- und Regierungschefs hat im Frihjahr 2007 unter deutscher
Prasidentschaft die Weichen fiir eine integrierte europaische Klima- und Energiepolitik
gestellt. Dazu gehdren anspruchsvolle Klimaschutzziele ebenso wie Ziele fir den Ausbau
der Erneuerbaren Energien und die Steigerung der Energieeffizienz.

Deutschland setzt sich dariber hinaus dafiir ein, den negativen Auswirkungen des
Klimawandels auf die biologische Vielfalt der Meeres- und Kistenlebensraume
entgegenzuwirken und unterstutzt das EU-Ziel, bis 2010 den Rickgang von Arten und die
Verschlechterung von Lebensraumen aufzuhalten.

Die deutsche Forschungsférderung verfolgt dazu das Ziel, die Vorhersagegenauigkeit von
Naturvorgdngen und Veranderungen in der Kuistenzone zu verbessern, um mit
zielgerichteten und effektiven MaRnahmen im Einklang mit der Okologie auf die Folgen des
Klimawandels reagieren zu kénnen.
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3.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Umfangreiche und aufeinander abgestimmte KlimaschutzmaBnahmen hat die
Bundesregierung im Nationalen Klimaschutzprogramm 2005 zusammengefasst. Sie sind auf
das Ziel des Kyoto-Protokolls ausgerichtet, die Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2008
bis 2012 um insgesamt 21 Prozent unter das Niveau von 1990 zu senken.

Im Dezember 2007 hat die Bundesregierung ein integriertes Energie- und Klimaprogramm
beschlossen. Es setzt die europaischen Richtungsentscheidungen auf nationaler Ebene
durch ein konkretes MalRnahmenprogramm mit 29 Einzelpunkten um.

Die Bundesregierung wird bis Ende 2008 eine Deutsche Anpassungsstrategie an den
Klimawandel entwickeln. Fur den Meeres- und Kistenbereich missen die physikalischen,
chemischen und biologischen Veranderungen in Folge des Klimawandels insbesondere auf
den Kistenschutz (zum Beispiel Deichbau) und die biologische Vielfalt der Meere,
Berlcksichtigung finden.

Daruber hinaus missen wir im Kisten- und Meeresbereich unter anderem

e international darauf hinwirken, dass die Gewinnung von Methanhydraten aus dem
Meer eine Foérdertechnik voraussetzt, die eine Freisetzung gréRerer Mengen des
Treibhausgases Methan sowie die Auslésung von Rutschungen unter dem Meer
durch die Destabilisierung von Hydraten ausschlieft.

e verhindern, dass eine Entsorgung von Kohlendioxid in das Meerwasser stattfindet
oder ,CO,-Seen“ am Grund der Ozeane gebildet werden, da die Rickhaltekapazitat
zum Schutz des Klimas zu gering ist und gleichzeitig schwerwiegende Belastungen
der Tiefseebkosysteme und eine Versauerung des Meerwassers damit einhergehen
wurden.

e erreichen, dass die Option der Entsorgung von Kohlendioxid in geologischen
Gesteinsformationen unter dem Meer (CO,-Sequestrierung) nur angewendet wird,
wenn die Rickhaltekapazitat der submarinen Speicher ausreichend ist, um einen
entscheidenden Beitrag zur kurz- bis mittelfristig notwendigen drastischen Minderung
des CO,-Eintrags in die Atmosphéare zu leisten und eine schwerwiegende Belastung
der marinen Okosysteme vermieden wird

e International darauf hinwirken, dass MaflRnahmen zur Bindung von CO, durch die
gezielte Dingung von Meeresflaichen und eine damit verbundene kinstliche
Erhdhung der Biomasseproduktion unterbleiben. Solche MaRnahmen stellen einen
schweren Eingriff in die Okosystemaren Prozesse der Meere dar, dessen
Auswirkungen auf die Nahrungskette und die Artenzusammensetzung vollig
unabsehbar sind. Auch die tatsachlichen Auswirkungen auf den Kohlenstoffkreislauf
sind noch nicht ausreichend untersucht.

e Forschung durchfuhren, die die Beurteilung von Vorschlagen fur Mallnahmen zum
Schutz vor Folgen der Klimaanderung ermoglicht (in der Meeresbiologie zum Beispiel
Projekte  fir  Schutzgebiete zur  Erhaltung von  Biodiversitdt  sowie
Besatzmalinahmen).
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Mogliche Folgen des Klimawandels auf das Kreislaufsystem der Erde

Der Klimawandel stellt eine grole Bedrohung dar, weil er lebenswichtige Prozesse im
Kreislaufsystem der Erde so stark verdndern konnte, dass sie fir die heutige
Weltbevolkerung bedrohlich sind.

Die erwarmte Erdatmosphéare hat die mittlere Oberflachentemperatur in den Meeren seit
1910 um etwa 0,85 Grad ansteigen lassen. Dadurch hat sich die Verdunstung vor allem Uber
dem warmeren tropischen und subtropischen Ozean verstarkt - in den letzten vier
Jahrzehnten um 5 bis 10 Prozent.

Je mehr Wasser verdunstet, desto mehr Wasser regnet in hdheren Breiten wieder ab. Auf
dem Festland kommt es zu immer haufigeren und starkeren Starkregenfallen und
Hochwassern. Die SiRwasserzuflisse in den Nordatlantik und das Nordmeer nehmen zu.
Verstarkt wird dieser Effekt noch durch die beschleunigte Gletscherschmelze und
insbesondere das Abschmelzen der Polkappen.

Im Meer nimmt dadurch der Salzgehalt im Oberflachenwasser ab, was die Dynamik der
Meeresstréomungen andern kann. Geschahe dies im Nordatlantik, so hatte dies
schwerwiegende Folgen fir den globalen Warmehaushalt: breitete sich kaltes
gronlandisches Schmelzwasser Uber den Nordatlantik aus, konnte dies zu einem
Abschwachen des so genannten Golfstroms und damit zu einem Rilckgang der
Warmezufuhr nach Europa flihren — mit erheblichen klimatischen, 6kologischen und
wirtschaftlichen Auswirkungen. Die Wahrscheinlichkeit flr dieses Szenario steigt, wenn die
bereits geplanten Klimaschutzmallnahmen und deren ambitionierte mittel- und langfristige
Weiterentwicklung nicht vollstdndig umgesetzt wirden.

Auswirkungen des Klimawandels auf die Okosysteme der Nord- und Ostsee

Der Folgen des Klimawandels (Anstieg des Meeresspiegels, steigende Temperaturen und
abnehmender Salzgehalt im Oberflachenwasser, ein zeitlich und raumlich veranderter
SiuRwassereintrag, eine zunehmende Versauerung und veranderte dynamische Verhaltnisse
im Meer) beeinflussen die Okosysteme der Nord- und Ostsee, vor allem ihre rdumliche
Verbreitung, ihre interne Struktur und ihre Funktion. Eine entscheidende Auswirkung des
Klimawandels ist die veranderte Empfindlichkeit der Okosysteme gegeniiber anderen
Belastungen wie Eutrophierung und Schadstoffeintragen und die Anfalligkeit von Tier- und
Pflanzenarten gegeniiber Krankheiten.

Im Nordseeraum verandert der erhdhte Meeresspiegel die Wattflachen. Das steigende
Wasser spult feine Sedimentbestandteile aus dem Wattboden, der Wattboden wird sandiger
und die Erosion nimmt zu. An den offenen Kliffkisten der Ostsee nimmt der Landverlust zu.
In Zukunft muss mit Veranderungen bedeutsamer Wattflachen im Nordseeraum und der
Boddenlandschaften im Ostseegebiet gerechnet werden.

In Folge des Klimawandels haben sich in Nord- und Ostsee die Bestéande und Haufigkeiten
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der Tier- und Pflanzenarten bereits verandert. Seit Ende der 80er Jahre hat sich zum
Beispiel die Verbreitung von Planktonalgen, Planktonkrebsen und Fischen deutlich
verschoben. Warme liebende Arten aus dem subtropischen Atlantik sind in die Nordsee
eingewandert und haben sich fest angesiedelt. Kalte liebende Arten beginnen, sich aus der
Nordsee heraus nach Norden zuriickzuziehen. Die Kombination aus Temperatureffekten und
anderen Einflissen, wie zum Beispiel durch die Fischerei, wirkt sich dabei besonders
deutlich aus, wie die Bestandsentwicklungen beim Kabeljau zeigen. In diesem
Zusammenhang haben sich auch die =zeitlichen Verschiebungen im Auftreten von
Planktonorganismen als folgenreich erwiesen, indem sie zum Beispiel das Nahrungsangebot
fur Kabeljau- und andere Fischlarven entscheidend beeinflussen.

Die veranderten Temperaturbedingungen machen die Nord- und Ostsee immer attraktiver fir
fremde Arten, die durch menschliches Zutun aus anderen Regionen der Welt eingeschleppt
werden — vor allem durch Ballastwasseraustausch von Schiffen und die Marikultur. Diese
neuen Arten kénnen die heimischen Okosysteme schadigen und erhebliche ékonomische
Schaden verursachen. Herausragende Beispiele sind in der Ostsee der so genannte
Schiffsbohrwurm, der hélzerne Hafen- und Kistenschutzbauwerke zerstort. In der Nordsee
ist es die pazifische Auster, die Miesmuschelbanke Uberwuchert.

Nachhaltiger Kustenschutz

Der prognostizierte Meeresspiegelanstieg, wie auch mogliche haufigere und starkere
Sturmfluten, stellen unsere Konzepte fur zukinftige Kustenschutzmallinahmen vor
wachsende Anforderungen.

Die ftraditionellen Kistenschutzmallnahmen wie Deichbau, Deichverstarkungen,
Vorlanderhaltung und Kistensicherung mit festen Bauwerken oder SandersatzmalRnahmen
haben dazu geflhrt, dass die Menschen an den Kisten heute einen vor den
Meeresgewalten geschitzten Lebensraum haben. Das Prinzip der Nachhaltigkeit verlangt,
dass auch nachfolgende Generationen in diesem Schutz leben und wirtschaften konnen.

KustenschutzmalRnahmen sind zwangslaufig mit Eingriffen in Natur und Landschaft
verbunden, die entsprechend den gesetzlichen Vorgaben ausgeglichen werden missen. Im
Rahmen der laufenden Arbeiten zur Verbesserung des Kiistenschutzes wird von den dafir
zustdndigen Landern seit geraumer Zeit geprift, ob und inwieweit die bewahrten
Kistenschutzstrategien auch unter dem Aspekt der moglichen Klimafolgen angewendet
werden konnen, um fir die Menschen an den Kiisten den bestehenden Sicherheitsstandard
zu erhalten.

Bereits jetzt ist erkennbar, dass die Deiche mit entsprechenden Verstarkungsmaflinahmen
noch mindestens in diesem Jahrhundert das wirksamste und wirtschaftlichste Schutzkonzept
sind. Inwieweit die Tidedynamik in Tidedstuaren durch Ruckdeichungen im Interesse des
Kistenschutzes positiv beeinflusst werden kann, wird derzeit gepruft. Im Bereich der Watten,
Vorlander, Halligen sowie vor den sandigen Kisten wird es darauf ankommen, ob das
Anwachsen dieser Flachen mit dem Meeresspiegelanstieg in den letzten Jahrhunderten
einer klimabedingten Beschleunigung folgen kann. Auch fir diese Frage sind entsprechende
Untersuchungen bereits initiiert worden.

Zukunftige Kulstenschutzmallnahmen koénnen nach den Prinzipien des integrierten
Kistenzonenmanagements (IKZM) entwickelt werden. (s. Kapitel 8)
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4. Erhaltung der biologischen Vielfalt in den Meeren

4.1 Sachstand

Die Bundesregierung hat sich durch die Ratifizierung des Ubereinkommens iber die
Biologische Vielfalt (CBD) und des Internationalen Seerechtsiibereinkommens (SRU) der
Vereinten Nationen unter anderem dazu verpflichtet, den Schutz und die nachhaltige
Nutzung der biologischen Vielfalt im Meer zu fordern. Am 7. November 2007 hat sie die
Nationale Strategie zur Biologischen Vielfalt verabschiedet. Damit ist die Bundesregierung
sowohl den Vereinbarungen des Koalitionsvertrages wie auch den Erfordernissen der CBD
nachgekommen.

Im Jahr 2002 wurde auf dem Weltgipfel flUr nachhaltige Entwicklung (WSSD) in
Johannesburg vereinbart, bis 2012 ein reprasentatives Netzwerk von Schutzgebieten zu
errichten. Im Jahr 2004 wurde dieses Ziel auf der 7. Vertragsstaatenkonferenz der CBD in
Kuala Lumpur nochmals bekraftigt - mit dem Beschluss, ein weltweites Netz aus
Schutzgebieten  anzustreben. Die Vereinten Nationen beschlossen, eine ad-hoc
Arbeitsgruppe zur Erhaltung der biologischen Vielfalt im Meer einzurichten.

Zudem berucksichtigt das Washingtoner Artenschutzabkommen (CITES) zunehmend marine
Arten und unterstiitzt durch die Uberwachung des Handels mit gefahrdeten Arten die
Meeresressourcen.

Auf regionaler Ebene setzt sich Deutschland im Rahmen der Ubereinkommen zum Schutz
der Meeresumwelt des Ostseegebiets (HELCOM) und des Nordostatlantiks (OSPAR) fir den
Erhalt der biologischen Vielfalt ein. Die Einrichtung eines ostseeweiten Systems von Kiisten-
und Meeresschutzgebieten (Baltic Sea Protected Areas - BSPA) wird aktiv unterstitzt. Bis
2010 soll ein effektiv gemanagtes, koharentes Netzwerk von Schutzgebieten in diesen
Meeren errichtet sein. Auch hier gilt das Prinzip der Integration von Naturschutz- und
Umweltgesichtspunkten in andere Politikbereiche unter Anwendung von Okosystemansatz
und Vorsorgeprinzip.

Der Meeresnaturschutz wurde in Deutschland in den letzten Jahren durch die Einrichtung
des zusammenhangenden Okologischen Netzes ,Natura 2000 deutlich verbessert. Das
europaische Schutzgebietsnetz Natura 2000 ist ein EU-weites Netz zum Erhalt der in der EU
gefahrdeten Lebensrdume und Arten und umfasst Flachen an Land wie auch Lebensraume
und Arten im Meer. Es setzt sich zusammen aus den Schutzgebieten der Europaischen
Vogelschutz-Richtlinie (VSCHRL) uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten und den
Schutzgebieten der Europaischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie zur Erhaltung der
natlrlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-RL).

Hervorzuheben ist die Ausweisung von acht FFH-Gebieten und zwei Vogelschutzgebieten in
der AWZ von Nord- und Ostsee. Mittlerweile wurden 31 Prozent der deutschen AWZ
Bestandteil des Schutzgebietssystems Natura 2000. Dies ist auch ein wesentlicher Beitrag
Deutschlands zum Aufbau eines globalen Netzwerkes von Meeresschutzgebieten.
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4.2 Bewertung

Die Vielfalt der Lebensrdume der Meere und Kusten, Pflanzen und Tiere in und an den
deutschen Meeren ist weiterhin bedroht. Die Ausdehnung vergleichsweise unberihrter und
ungestorter Lebensraume im Meer nimmt stetig weiter ab. Trotz der zahlreichen
internationalen, regionalen, europaischen und auch nationalen Vereinbarungen und
zwischenzeitlichen Erfolge beim Meeresnaturschutz weist eine Anzahl wirtschaftlich
genutzter oder besonders empfindlicher Arten einen deutlichen Bestandsriickgang in den
Meeren auf. Dies gilt auch fir die innerartliche genetische Vielfalt von Fischpopulationen und
Meeressaugetieren.

Die gefahrdeten Biotoptypen sowie Tier- und Pflanzenarten der Nord- und Ostsee wurden in
Roten Listen erfasst und verdffentlicht. Die Gefahrdungsursachen sind vielfaltig und
resultieren aus einer zunehmend intensiveren Nutzung der Meere und ihrer Kusten. Derzeit
gibt es in den deutschen Meeren ein einziges nutzungsfreies Gebiet mit einer Flache von
12.500 Hektar. Die 6kologische Qualitat der Meeresbiotope hat sich vor allem aufgrund von
hafenwirtschaftlichen Aktivitdten und Industrieansiedlungen insbesondere im Einflussbereich
von Flussmindungen in den letzten Jahrzehnten verschlechtert.

Die biologische Vielfalt in den Meeren ist durch Schad- und Nahrstoffeintrage sowie durch
die Folgen des Klimawandels bedroht. Die Fischerei und wachsende Wirtschaftszweige wie
Tourismus, Meeresbergbau, Windenergienutzung, Schiffsverkehr und militarische Nutzungen
sollten in einer Weise betrieben werden, die ernste Gefahrdungen der Meeresumwelt so weit
wie mdglich ausschlielt. Ernstzunehmende Gefahren kdnnen auch von der Einschleppung
invasiver, gebietsfremder Arten ausgehen.

4.3 Ziele

Fir die Bundesregierung hat der Erhalt der biologischen Vielfalt hohe Prioritat:

o Alle Meereslebensraume sollen in ihrer typischen Auspragung und mit ihren
charakteristischen Arten so erhalten oder wenn erforderlich entwickelt werden, dass
sie sich im Sinne der WRRL bis 2015, bzw. im Sinne der MSRL bis 2020
mindestens in einem ,guten Zustand der Meeresumwelt befinden.

e Ein Netz von gut gemanagten Kusten- und Meeresschutzgebieten, auch in
internationalen Gewassern, die ausreichend groRe Kernzonen natirlicher
Entwicklung einschlie3en, und deren Integration in internationale Netzwerke soll bis
2012 verwirklicht werden.

o CITES soll im Hinblick auf den Artenschutz im Meer weiterentwickelt werden, unter
Berucksichtigung des zwischen CITES und der FAO im Memorandum of
Unterstanding vereinbarten Verfahrens.
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Die Bundesregierung will die Meeresumwelt so erhalten, entwickeln und — soweit erforderlich
— wieder herstellen, dass

die Tier- und Pflanzenwelt einschlieflich ihrer Lebensrdume und deren
Wechselbeziehungen sowie ihrer genetischen Ressourcen,

die Regeneration und nachhaltige Nutzung der marinen Naturguter,

die Vielfalt, Eigenart und Schénheit der Meeresnatur und —landschaften,

weiterhin auf Dauer gesichert sind.

Auch fir den Erhalt und die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt fordert die
Bundesregierung eine starkere Integration von Umwelt und Naturschutzbelangen in andere
Politikbereiche, insbesondere die umwelt— und naturvertragliche Ausrichtung

der Landwirtschaft zur Reduzierung der Dingemittel- und Pestizideintrage ins Meer,
der Fischerei als Bestandteil der Gemeinsamen Fischereipolitik der EU,

des Schiffsverkehrs,

von Tourismus und Sport und

eine klimavertragliche Ausrichtung der Wirtschaft und des privaten Verbrauchs.

Es gilt insbesondere:

den Okosystemansatz (gemaR CBD, HELCOM und OSPAR) unter Wahrung des
Vorsorge- und Verursacherprinzips weiterzuentwickeln und anzuwenden,

den weiteren Verlust der biologischen Vielfalt, also der Arten und deren
Lebensraumen bis zum Jahre 2010 zu stoppen,

die Fischerei nachhaltig und &kosystemvertraglich auszurichten, d.h. die
Bewirtschaftung der Bestéande so zu gestalten, dass eine Gefahrdung von Fisch- und
Muschelpopulationen durch die Fischerei minimiert wird und langfristig nachhaltige
Ertrage auf hochstmdglichem Niveau gesichert werden. Durch die Vermeidung des
Beifangs und durch umweltvertraglichere Fangtechniken muss die Beeintrachtigung
der Lebensraume und der anderen Arten deutlich verringert werden.

die Regeneration Ubernutzter natirlicher Ressourcen sicher zu stellen,

Naturnahe Kisten- und Meeresgebiete durch Arten- und Biotopschutzmalnahmen
und durch die Ausweisung und die zielgerechte Verwaltung eines Netzwerks von
Schutzgebieten zu erhalten und gegebenenfalls wiederherzustellen,

ein reprasentatives Netz von Meeresschutzgebieten auf der Hohen See unter
Bertcksichtigung des Volkerrechts, insbesondere des SRU, auszuweisen und

die Einschleppung gebietsfremder Arten zu vermeiden sowie weiterhin nur
Freisetzung und kommerzielle Nutzung von transgenen Organismen, die flir Meeres-
und Kuistenokosysteme keine Gefahr erwarten lassen, wobei den besonderen
Bedingungen dieser Okosysteme Rechnung zu tragen ist
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4.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

e Ausweisung sowie naturschutzgerechte Verwaltung und Management des bereits
gemeldeten Schutzgebietssystems fiir die Nord- und Ostsee von der Kiiste bis zur
Hohen See im Rahmen von NATURA 2000 sowie von HELCOM und OSPAR, in
dem andere Nutzungen nur im Einklang mit den jeweiligen Schutzzielen zulassig
sind,

e Entwicklung und Umsetzung eines Integrierten Kistenzonenmanagements (als
informeller Ansatz) im Rahmen der nationalen IKZM-Strategie und einer maritimen
Raumordnung fir das gesamte Meeresgebiet der Nord- und Ostsee,

o \Weiterentwicklung der Trilateralen  Regierungszusammenarbeit zwischen
Deutschland, Danemark und den Niederlanden zum Schutz des Wattenmeer-
Okosystems,

e weitere Forschung zu Meeresorganismen in ihren Lebensrdumen,

o weitere Entwicklung von Mal¥staben fur die Bewertung von Eingriffen,

e Intensivierung der Offentlichkeitsarbeit zur Bewusstseinsbildung und Aufklérung von
Nutzern, Politikern und Behorden,

¢ Artenhilfsprogramme und Wiederansiedlungsprojekte fir Arten wie Hummer, Stére
und Kegelrobben,

¢ internationale Klarung oder Schaffung der rechtlichen Grundlagen zur Einrichtung
von Meeresschutzgebieten auf der Hohen See unter Berlcksichtigung des
Vélkerrechts, insbesondere des SRU, und

e Unterstiitzung eines Durchflihrungsiibereinkommens des SRU zum Schutz und zur
nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt flir den Bereich der Hohen See.

Was ist biologische Vielfalt im Sinne des Ubereinkommens iiber die Biologische
Vielfalt?

Die biologische Vielfalt umfasst die Vielfalt der Lebensraume und Arten sowie die genetische
Vielfalt. Sie stellt eine Lebensgrundlage des Menschen dar und ist das Kapital fir die
Entwicklungsmaoglichkeiten zuklnftiger Generationen. Das Aufhalten des gegenwartig
weltweit zu beobachtenden Verlustes biologischer Vielfalt in den Meeren ist eine grofke
umweltpolitische Notwendigkeit, aber auch Herausforderung.

Wirtschaftliche Griinde fiir den Erhalt der biologischen Vielfalt

Nachhaltiges Nutzung und und Schutz biologischer Vielfalt sind voneinander abhangig.
Intakte Okosysteme mit einer natirlichen Artenvielfalt kbnnen Stérungen besser abpuffern
als instabile Okosysteme, deren natirliche Artenvielfalt gemindert ist. Je breiter das
Spektrum von Arten in einem Gebiet ist, desto gréfer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich
Lebewesen darunter befinden, die sich an geanderte Bedingungen — etwa durch
Klimaanderung oder ortlich begrenzte Nutzungen - anpassen kdnnen.

Viele Einkommen und Arbeitsplatze hangen direkt oder indirekt von Natur und Landschaft
ab. Zum Beispiel ist die langfristige Wirtschaftskraft der Fischerei umso starker, je vielfaltiger
und gesunder die Fischpopulationen sind. Und die touristische Anziehungskraft ist umso
groler, je intakter die Landschaft ist. Wir missen die genetische Vielfalt aller Arten und die
Vielfalt der Lebensraume erhalten, um die Entwicklungsmoglichkeiten zukilnftiger
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Generationen zu gewabhrleisten, auch wenn im Einzelnen ihre Funktionen und ihr Nutzen flr
den Menschen heute oftmals noch nicht erkennbar sind.

Umsetzung am Beispiel der Meeresschutzgebiete

Meeresschutzgebiete dienen als Rickzugsgebiete flur bedrohte Arten, sei es nur
vorubergehend wahrend bestimmter Lebensphasen oder standig. In diesen Gebieten kénnen
sich bedrohte Arten wieder vermehren, und so wieder stabile Bestande aufbauen. In
Meeresschutzgebieten werden zudem auch bedrohte und seltene Lebensrdume unter
Schutz gestellt.

Auf der Grundlage der Vogelschutzrichtlinie und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH)
wird derzeit das europadische Schutzgebietsnetz NATURA 2000 aufgebaut. Bei der
Ausweisung von Meeresschutzgebieten nimmt Deutschland in Europa zur Zeit eine
Vorreiterrolle ein. Aktuell sind rund 40 Prozent der gesamten deutschen Nord- und Ostsee
als Nationalparke und/oder als NATURA 2000-Gebiete geschutzt, oder fur einen Schutz
vorgesehen.

Die Bundeslander Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Hamburg haben ihre
Wattenmeeranteile und angrenzende Offshore-Gebiete als Nationalparke ausgewiesen, das
Bundesland Mecklenburg-Vorpommern die Nationalparke L,Jorpommersche
Boddenlandschaft® und "Jasmunder Kreidekiste". Daneben bestehen kleinflachigere
Naturschutzgebiete im Kistenbereich.

Nach der Schutzgebietskategorie "Nationalpark" sind international weitreichende Kriterien
fur diese einzigartigen Naturrdume an der deutschen Nord- und Ostseekuste
vorgeschrieben. Diese verpflichten zum Schutz der biologischen Vielfalt der dort lebenden
Pflanzen- und Tierarten, ihren Lebensraumen und den nattrlichen Entwicklungsprozessen.
Die Wattenmeergebiete von Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein einschliellich
der Halligen sind als UNESCO-Biospharenreservat anerkannt. Neben dem Schutz der
Naturressourcen steht hier die Foérderung nachhaltiger Bewirtschaftungsmethoden im
Vordergrund. Die Wattenmeergebiete Hamburgs, Niedersachsens und Schleswig-Holsteins
sind zusatzlich Teil des trilateralen Wattenmeer-Kooperationsgebietes mit Danemark und
den Niederlanden.

Die vom Aussterben bedrohten Stére kehren nach Deutschland zuriick

Stére waren bis Ende des 19. Jahrhunderts ein wichtiger Bestandteil der naturlichen
Lebensgemeinschaft der Flisse und Meere Norddeutschlands und stellten fiir die lokale
Bevolkerung eine bedeutende Lebensgrundlage dar. Die starke Veranderung der natirlichen
Lebensraume durch Gewasserverschmutzung und umfassende Gewasserverbauung sowie
eine zu intensive Befischung waren die Ursachen fur den Einbruch der Bestande und die
Gefahrdung der Stoére. In Deutschland gelten die Store seit den 1970er Jahren als
verschollen oder ausgestorben.

Im Rahmen eines Wiederansiedlungsprojektes wurden im Juni 2007 die ersten kunstlich
nachgeziichteten Exemplare des friher in der Ostsee heimischen ,Baltischen Stors*
(Acipenser oxyrinchus) in die Oder ausgesetzt. Damit kehrte diese Art nach Jahrzehnten in
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das deutsche Einzugsgebiet der Oder zuriick und stellt einen bedeutenden Schritt in den
Bemuihungen Deutschlands zum Schutz der Biologischen Vielfalt dar. Die
Besatzmalinahmen mit dem Baltischen Stor sollen in den nachsten Jahren fortgeflihrt und
ausgeweitet werden. Fur den in Nordsee und Nordostatlantik vorkommenden Européischen
Stor (A. sturio) missen diese Voraussetzungen noch geschaffen werden.

Die jlingsten Einzelnachweise des Europaischen Stérs waren zwei 2006 und 2007 als
Beifang in der Nordsee gefangene Exemplare. Wahrend das erste, 1995 in Frankreich von
Wissenschaftlern markierte Tier, von den Fischern wieder ins Meer zuriickgesetzt wurde
landeten die anderen auf dem Fischmarkt. Dies zeigt, wie wenige Exemplare dieser Art es
noch gibt und wie wichtig eine Aufklarung auch bei Fischern Uber den Status dieser streng
geschitzten Stoére ist. Fur eine erfolgreiche Reproduktion kommt es inzwischen auf jedes
einzelne Tier an.

5. Nutzungen der Meere und ihre Auswirkungen

In den Kisten- und Meeresregionen konzentriert sich eine Vielzahl von zum Tell
konkurrierenden Nutzungs- und Schutzinteressen. Fischerei und schifffahrtliche Nutzung
sowie Meeresbergbau und die Schaffung von Offshore-Windparks konkurrieren mit dem
Schutz der Meeresdkosysteme. Trotz stetiger Entwicklung konnte eine nachhaltige
Bewirtschaftung der Kusten- und Meeresregionen in Ost- und Nordsee, die alle
wirtschaftlichen, sozialen und o6kologischen Belange integriert, noch nicht durchgehend
erreicht werden.

Die Zielkonflikte der einzelnen Nutzungs- und Schutzinteressen kénnen in Zukunft durch die
ganzheitliche Bewertung und Berilcksichtigung der Wirkungen samtlicher menschlicher
Tatigkeiten in den Kisten- und Meeresbereichen vermieden werden. Die sparsame und
effiziente Nutzung der begrenzten Ressourcen der Meere muss oberstes Gebot sein.

Sinnvoll ist insbesondere im Kistenmeer die konsequente Planung und verninftige
Abwagung aller berechtigten Anspriche und Interessen unter Berlcksichtigung der
Ergebnisse der Umweltiberwachung und der Nutzung raumordnerischer und
genehmigungsrechtlicher Instrumente mittels eines weiter zu entwickelnden internationalen
Rechtsrahmens, auch Uber nationale Territorien hinaus.

5.1 Fischerei

5.1.1 Sachstand

In den deutschen Klstenlandern ist die Fischerei ein traditioneller Bestandteil der Wirtschaft,
Gesellschaft und Kultur und auch fiir den Tourismus von Bedeutung. Zwar ist die Zahl der
Beschaftigten in der deutschen Seefischerei mit etwa 4000 Personen verhaltnismafig
gering. Doch darlber hinaus sind 45.000 Beschaftigte in der Fischindustrie (unmittelbare
Fischindustrie, GroBhandel, Einzelhandel und Gastronomie) tatig, grofienteils in
kUstennahen, strukturschwachen Regionen. Langfristig konnen diese Arbeitsplatze nur durch
eine nachhaltige und 6kosystemvertragliche Fischerei gesichert werden.
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Die heimische Seefischerei tragt zu knapp 20 Prozent der rund 1,2 Millionen Tonnen
Fischereierzeugnisse bei, die in Deutschland jahrlich konsumiert werden. Uber 80 Prozent
werden importiert.

Die Bundesregierung setzt sich mit ihrem ganzen politischen Einfluss innerhalb der
Européischen Union dafiir ein, dass die Nachhaltigkeit und Umweltvertraglichkeit der
Fischerei und der Schutz der Meeresdkosysteme in den Vordergrund der politischen
Entscheidungen in der Gemeinsamen Fischereipolitik und der internationalen Fischereipolitik
gerickt werden.

Die Nachhaltigkeit der Bewirtschaftung ist bereits im Jahr 2002 mit der Reform der
Gemeinsamen Fischereipolitik zum Ubergeordneten Ziel des fischereipolitischen Handelns
der EU erhoben worden.

Mit der Reform wurden unter anderem auch wirksamere Instrumente eingeflihrt, um die
Fischerei umweltvertraglich sowie biologisch und wirtschaftlich nachhaltig zu gestalten. Ein
wichtiger = Baustein  hierbei sind die  mehrjdhrigen  Bewirtschaftungs-  und
Wiederauffillungsplane.

Wiederauffullungspléne sind vorgesehen fur Fischbestande, die aufgrund eines sehr starken
Rickgangs eines gezielten Wiederaufbaus bedlrfen. Bewirtschaftungsplane gibt es fiir
Bestande, die sich insgesamt noch in einem besseren Zustand befinden und die auf einem
biologisch sicheren Niveau gehalten werden sollen. Da sich die natlrlichen Systeme im
permanenten Wandel befinden und auch der Stand von Wissenschaft und Technik standig
fortschreitet, wird auch zuklnftig eine standige Verbesserung und Anpassung der
fischereipolitischen MaRnahmen erforderlich sein.

Fur die Bundesregierung ist die Bekampfung der illegalen, nicht regulierten und nicht
gemeldeten Fischerei, die so genannte |UU-Fischerei, von groRRer Bedeutung. lllegale
Anlandungen konterkarieren das Ziel der EU, sichere Fischbestédnde zu erhalten oder zu
erreichen. Die den redlichen Fischern auferlegten Beschrankungen zum Schutz der
Fischbestande werden von diesen auch nur akzeptiert werden, wenn es gelingt, die illegale
Fischerei entscheidend einzudammen. Wahrend der deutschen EU-Ratsprasidentschaft
2007 sind hier wichtige Schritte unternommen worden. Anlasslich einer intensiven Erorterung
der Fragen der Bekdmpfung der IUU-Fischerei waren sich die Fischereiminister einig, dass
der Kampf gegen illegale Fischerei intensiviert werden muss. Der Europaische Rat
(Landwirtschaft/Fischerei) hat hierzu im Juni 2008 eine politische Einigung erzielt.

Bei der Sicherstellung einer nachhaltigen Bewirtschaftung der Bestdnde misst die
Bundesregierung der Verringerung von Beifangen und Ruckwurfen von Jungfischen der
Zielarten und Nichtzielarten zentrale Bedeutung bei. Die Kommission hat eine grundlegende
Neuausrichtung in diesem Bereich vorgeschlagen und einen Konsultationsprozess
eingeleitet. Die Bundesregierung hat dazu Pilotprojekte mit der deutschen Fischerei
entwickelt, die mit ihren Ergebnissen den Entscheidungsprozess sicherlich beschleunigen
werden.
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Der Uberfischung kann nicht allein durch stdndig neue Fangbeschrankungen begegnet
werden. Auch die Nachfrage nach Produkten aus nachhaltiger Fischerei muss unterstiitzt
werden. MalBnahmen zur besseren Information der Verbraucherinnen und Verbraucher
kénnen dazu einen geeigneten Beitrag leisten. Die Okozertifizierung von Fischereien und
Fischprodukten stellt dabei ein geeignetes Instrument dar. Fischwirtschaft, Handel sowie
Verbraucherinnen und Verbraucher kénnen so die Nachfrage nach Erzeugnissen aus
nachhaltiger Fischerei starken. Hierbei sollten bestehende Zertifizierungsmdglichkeiten
genutzt werden.

Ein Bestandteil eines nachhaltigen Fischereimanagements kann auch die Ausweisung von
fischereilich ungenutzten oder eingeschrankt genutzten Gebieten, so genannter ,No Take
Zones* sein. Mit der Einrichtung solcher Fischereischutzzonen werden Managementziele wie
die Erhaltung und der Wiederaufbau Ubernutzer Bestande sowie der Schutz wichtiger
Lebensraume (zum Beispiel Laichgebiete) und Lebensstadien (zum Beispiel Jungdfische)
verfolgt. Als Fischereimanagementinstrument kommt auch die Ausweisung von
Meeresschutzgebieten aus Naturschutzgriinden in Frage. Diese Gebiete dienen dem Schutz
sensibler Okosysteme wie zum Beispiel Riffe und Sandbénke und dem Schutz von Arten vor
den destruktiven Auswirkungen der Fischerei. Gleichzeitig kbnnen diese Schutzgebiete auch
dem Bestandsschutz der Nutzfischarten dienen, und durch den Export von Fischeiern und
Fischlarven sowie durch Abwanderungseffekte einen Beitrag zur Erholung der Ubernutzten
Bestande liefern.

5.1.2 Bewertung

Seit einiger Zeit stagnieren die Fangertrdge der Fischerei aufgrund der schlechten
Bestandssituation einiger kommerziell genutzten Fischarten bei weltweit zirka 90 Millionen
Tonnen pro Jahr. Eine Steigerung ist kaum noch maoglich. Die Fischerei findet zudem haufig
in Regionen statt, fir die kein den europaischen Regelungen vergleichbares, auf
Nachhaltigkeit ausgerichtetes Fischereimanagement besteht.

In den Gewassern der EU weisen einige wichtige Fischbestande wie die Bestande von
Kabeljau, Schollen und Seezungen in der Nordsee, und Dorsch in der Ostsee sowie der
Bestand des Europaischen Aals derzeit sehr geringe Bestandsgrof3en auf.

Neben der starken fischereilichen Nutzung sind die Veranderungen der abiotischen und
biologischen Rahmenbedingungen fiir den Bestandsrickgang einzelner Arten verantwortlich,
die nur schwer zu quantifizieren sind. Hier ist insbesondere die anhaltende Erwarmung der
Weltmeere in Folge des Klimawandels zu nennen oder auch der schwankende Salz- und
Sauerstoffgehalt in der Ostsee, der unter anderem eine entscheidende Rolle beim
Fortpflanzungserfolg fiir den Dorsch spielt.

Der hohe Fischereidruck wirkt sich weltweit auch auf die von der Fischerei betroffenen
Lebensraume und eine ganze Reihe Arten aus, die nicht zu den Zielarten der jeweiligen
Fischerei gehdren. Durch die Auswirkungen der Tiefseefischerei mit Grundschleppnetzen
zum Beispiel sind insbesondere sensible Okosysteme wie Seeberge oder die Riffe von
Kaltwasserkorallen bedroht. Die Fischerei mit unselektiven und destruktiven Fangmethoden
ist weltweit auch mitverantwortlich flir den Rickgang oder das Aussterben bestimmter Arten
von Meeressaugetieren, Fischen und Schildkréten.
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Ein besonderes Problem in der Fischerei sind weiterhin die Uberkapazitaten in Teilen der
EU-Flotte, aber auch weltweit. Aul3erhalb der EU werden Fischereikontrollen vielfach nur
mangelhaft durchgefuhrt, zudem bestehen Defizite auch innerhalb der EU. Dabei mangelt es
haufig nicht nur an der Kontrollintensitat, sondern auch an dem politischen Willen, Verstolie
im notwendigen MalRe zu sanktionieren. Hier ist — soweit es sich um EU-Mitgliedstaaten
handelt - die EU-Kommission gefordert, die notwendigen MalRnahmen zu ergreifen.

5.1.3 Ziele

Die Bundesregierung fuhlt sich der Zielstellung des Weltgipfels fur nachhaltige Entwicklung
(WSSD) 2002 von Johannesburg verpflichtet, die Fischbestande auf einem Stand zu
erhalten oder bis spatestens 2015 auf diesen zurickzufihren, der den hdchstmoéglichen
Dauerertrag sichert. Die Weiterentwicklung und Umsetzung des Konzeptes des
hdchstmdglichen Dauerertrages (MSY oder ,Maximum Sustainable Yield®) gehdrt deshalb zu
den Zielen mit hoher fischereipolitischer Prioritdt. Besondere Bedeutung wird in diesem
Rahmen der Weiterentwicklung bestehender und Entwicklung neuer Bewirtschaftungs- und
Wiederauffiillungsplane fir Grundfischbestadnde beigemessen.

Die Bundesregierung unterstitzt mit Nachdruck das Ziel der Europaischen Kommission, der
EU im weltweiten Kampf gegen die IUU-Fischerei eine Vorreiterrolle zu verschaffen. Sie
befurwortet deshalb die neue Strategie der Gemeinschaft zur Verhinderung und Bekdmpfung
der IUU-Fischerei und tritt fir deren rasche Umsetzung ein. Insbesondere begriflt die
Bundesregierung, das Problem der I[UU-Fischerei auch von der Marktseite her anzugehen.
Ziel ist es, jeglichen Zugang zu europaischen Gewassern, Hafen und zum Binnenmarkt fur
die IUU-Fischerei und deren Erzeugnisse zu unterbinden. Parallel dazu unterstitzt die
Bundesregierung den FAO-Aktionsplan zur IUU-Fischerei sowie alle Mallnahmen regionaler
Fischereiorganisationen, die darauf abzielen, durch weltweite Kooperation der Staaten den
Marktzugang fir Erzeugnisse aus IUU-Fang zu verhindern.

Darliber hinaus verfolgt die Bundesregierung das Ziel, den Marktanteil von
Fischereierzeugnissen mit Okokennzeichnung zu erhéhen. Die Bundesregierung beflirwortet
nachdricklich die Verabschiedung einer EU-Regelung mit Mindestkriterien fir die
Okokennzeichnung von Fischereierzeugnissen, um Missbrauch und
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern.

5.1.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?
Im Sinne einer nachhaltigen, dauerhaft umwelt- und naturvertraglichen Fischereiwirtschaft

e mussen Beifange und Rickwurfe von Ziel- und Nichtzielarten kurzfristig durch die
Entwicklung und Einfihrung selektiver Fangtechniken deutlich vermindert und
mittel- und langfristig durch eine Systemumstellung mdglichst ganzlich vermieden
werden,

e missen wertvolle Habitatstrukturen und Lebensgemeinschaften am Meeresboden
besser vor den Auswirkungen der Grundschleppnetzfischerei geschitzt werden,
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e muss die Anwendung des Okosystemansatzes im Fischereimanagement weiter
vorangebracht werden,

e muss der Vorsorgeansatz konsequent angewendet werden,

e muss es beim Abschluss von Fischereiabkommen der Europaischen Gemeinschaft
mit DrittlAndern eine starkere Beachtung der Prinzipien der nachhaltigen Nutzung
der Fischereiressourcen in den Gewassern dieser Partnerlander geben,

e bedarf es einer EU-weiten Reduzierung des Fischereiaufwandes, um den
Fischereidruck an die Situation der Fischbestidnde besser anzupassen,

e bedarf es in allen Mitgliedstaaten einer wirksamen Fischereikontrolle sowie
praventiv wirkender Sanktionen,

e muss die Erforschung der Auswirkungen des Klimawandels auf die Meeresoko-
systeme und die Fischerei auch unter Berlicksichtigung sozio6konomischer As-
pekte sowie die Forschung Uber die Auswirkung der Fischerei auf die Meerestko-
systeme intensiviert werden,

e muss bei der Ausgestaltung der jeweiligen Programme sowohl im Rahmen der
Fischerstrukturpolitik als auch im Rahmen der Fischereiforschung den
Nachhaltigkeitszielen in besonderer Weise Rechnung getragen werden, und

e sollte die Einfiihrung einer Okokennzeichnung fiir Fischereien und Fischprodukte
weiter vorangebracht werden, auf Grundlage derer Verbraucherinnen und
Verbraucher sicher sein kdnnen, dass erworbene Fischereierzeugnisse unter den
Bedingungen einer als nachhaltig und 6kosystemvertraglich zertifizierten Fischerei
gefangen und verarbeitet wurden.

5.2 Schifffahrt und Hafen
5.2.1 Sachstand

Die Seeschifffahrt ist einer der wesentlichen Nutzer der Meere. Sie ist fir den internationalen
Warentransport unverzichtbar. Zirka 95 Prozent des interkontinentalen Guteraustauschs
werden durch den internationalen Seeverkehr bewaltigt. Mehr als 70 Prozent der
Weltbevolkerung leben in meeresnahen Regionen und hangen direkt oder indirekt von der
maritimen Wirtschaft ab.

Die maritime Wirtschaft ist nicht nur eine Angelegenheit der Kiiste. Die 6konomischen
Effekte gehen weit Uber die Kistenregion hinaus, Sie erzeugen Wirtschaftswachstum,
Arbeitsplatze und Wertschépfung auch fir viele Branchen und Regionen deutschlandweit.
Die maritime Wirtschaft ist ein dynamisch wachsender Wirtschaftszweig von herausragender
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Bedeutung fir die Wettbewerbsfahigkeit Deutschlands als Technologie-, Produktions- und
Logistikstandort. Die deutsche Schiffbau- und die Schiffbauzulieferindustrie gehéren zu den
Weltmarktfihrern, auch die in ganz Deutschland ansassigen Firmen der Meerestechnologie
bieten internationale Spitzenleistungen, ebenso wie die maritimen wissenschaftlichen
Forschungseinrichtungen.

Mehr als 300.000 Arbeitskrafte sind bei einer Gesamtwertschépfung von etwa 15 Milliarden
Euro derzeit in Deutschland in der maritimen Wirtschaft tatig. Aktuelle Prognosen gehen
davon aus, dass der Wachstumstrend bis mindestens 2025 anhailt.

Aber auch beim Import spielen der Seeweg und gut funktionierende Seehafen eine grofle
Rolle, die deutsche Eisen- und Stahlproduktion ist zum Beispiel in hoéchstem Malie darauf
angewiesen.

Die deutschen Seehafen haben als Schnittstellen des Land- und Seeverkehrs, als logistische
Dienstleistungszentren sowie Industriestandorte ebenfalls grolRe regional- und
volkswirtschaftliche Bedeutung. Der gezielte und koordinierte Ausbau der Zufahrten der
Hafen sowie deren Verbindung mit den Wirtschaftszentren Deutschlands gehdrt zu den
zentralen Feldern der deutschen Hafenpolitik

Auch in den Bereichen Tourismus und Freizeit spielt die Schifffahrt eine wichtige Rolle. Vom
riesigen Traumschiff der Kreuzfahrtflotten bis zur kleinsten Segeljolle profitiert nicht nur die
Wirtschaft unserer Hafen und Kiisten, sondern auch die Lebensqualitat vieler Erholung
suchender Birgerinnen und Burger.

Schon jetzt tragt die Seeschifffahrt insgesamt nur zu einem vergleichsweise geringen Teil zur
Verschmutzung der Meere bei, auch wenn sie in der &ffentlichen Wahrnehmung aufgrund
seltener, aber medienwirksamer Unfélle oft noch als Hauptverursacher gesehen wird.
Tatsachlich stammt die Mehrheit der Eintrage von Schadstoffen ins Meer (zirka 80-90
Prozent) aus Landwirtschaft, Industrie oder Kommunen. Die  Luft- und
Wasserverschmutzung, die mit dem Gebrauch von Schwerdl verbunden ist, stellt jedoch eine
zunehmende Bedrohung fur die Umwelt dar.

Um Umweltverschmutzungen, die durch Unfalle oder den Schiffsbetrieb entstehen, weiter zu
verringern, ist die Sicherheit der Schiffe und des Schiffsverkehrs von gréfiter Bedeutung.

Gerade in den letzten Jahren konnten fir Sicherheit und Umweltschutz im
Seeverkehrssektor international und national erhebliche Verbesserungen erreicht werden. In
der internationalen Seeschifffahrtsorganisation IMO sowie auf regionaler Ebene bei
HELCOM und OSPAR sowie in der EU wurden zahlreiche Ubereinkommen und Regelungen
zu Sicherheit und Umweltschutz verabschiedet, die fortlaufend weiterentwickelt werden.

So konnte bei der IMO im April 2008 nicht zuletzt durch das Engagement Deutschlands ein
historisches Ergebnis erzielt werden: die weit Uber 100 Mitgliedsstaaten haben sich darauf
geeinigt, dass Seeschiffe ab dem Jahr 2020 nur noch mit Destillaten fahren dirfen. In Nord-
und Ostsee gilt dies sogar bereits ab 2015.

Seit den schweren Tankerunfallen in Europa hat sich die EU-Kommission verstarkt mit der
Verbesserung von Vorschriften zu Schiffssicherheit und Umweltschutz befasst. So wurden
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nach dem Unfall der ,Erika® vor der bretonischen Kiste zwei umfangreiche
MalRnahmenpakete verabschiedet, weitere Mallnahmen sollen im Laufe des Jahres 2008
beschlossen werden.

Auf nationaler Ebene wurde ein umfangreiches Sicherheitskonzept - das
Lverkehrssicherungskonzept Deutsche Kiste* - entwickelt, das Vorschriften und
Malnahmen zur Verkehrsunterstitzung und Verhitung von Unféllen ebenso enthalt wie
Konzepte fur den Umgang mit Notfallen. Der Bund arbeitet dabei eng mit den Kistenlandern
zusammen. Vereinbarungen mit den Nachbarlandern Uber gegenseitige Unterstitzung,
Information und Hilfeleistung sorgen fur zusatzliche Sicherheit.

Die Bundesregierung engagiert sich auf allen politischen Ebenen fir die standige
Verbesserung von Sicherheits- und Umweltvorschriften.

5.2.2 Bewertung

Fur weltweit hohe Standards in der Seeschifffahrt bedarf es auf Grund ihres internationalen
Charakters international einheitlicher, verbindlicher Regelungen. Nur so kénnen
Wettbewerbsverzerrungen und Ausflaggung aus deutschen oder europaischen Flaggen
vermieden werden.

Besondere Bedeutung kommt daher den Abstimmungen in der IMO zu, die weltweit fir die
Schiffssicherheit und die Verhaltensvorschriften im internationalen Seeverkehr und den
Schutz der Meeresumwelt vor schadlichen Auswirkungen durch Schiffe zustandig ist.

Mit der Verbesserung zahlreicher vorhandener Ubereinkommen und der Verabschiedung
neuer Ubereinkommen zum Meeresumweltschutz hat die internationale Gemeinschaft
gerade in den letzten Jahren bewiesen, dass sie in der Lage ist, den Schutz der Meere
weltweit wirksam voranzubringen.

Auf EU-Ebene ist es aufgrund des internationalen Charakters der Schifffahrt erforderlich,
dass die Mitgliedstaaten ihre Haltung zu wichtigen, in der IMO behandelten Themen auf EU-
Ratsebene koordinieren und so auf internationaler Ebene eine abgestimmte Position
vertreten. Deutschland setzt sich daflr ein, notwendige Verfahren in Europa zu
harmonisieren und Verbesserungen gemeinsam in der IMO zu erreichen.

Alle bisher bekannten Ursachen fir Verschmutzungen wurden in diesen Gremien
aufgegriffen und missen dort auch weiterhin behandelt werden.

Deutschland spielt in vielen Bereichen eine Vorreiterrolle. Auf nationaler Ebene hat
Deutschland ein Sicherheitsniveau erreicht, das im Vergleich zu anderen europaischen
Staaten durchaus einen Spitzenplatz einnimmt. Die Organisation der maritimen
Notfallvorsorge und die damit verbundene Konzentration der Vorsorge im Havariekommando
ist eingebunden in das System des Gemeinsamen Lagezentrums See, das seit dem 1.
Januar 2007 den Betrieb aufgenommen hat. Durch diesen ganzheitlichen Ansatz fir alle
Unfallarten kénnen schadliche Unfallfolgen, insbesondere solche mit Auswirkungen auf die
Umwelt, frihzeitig erkannt und verringert werden.
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Dennoch besteht weiterer Optimierungsbedarf. In den letzten zwei Jahren lag der
Schwerpunkt auf der Vermeidung der an Bord anfallenden Olriickstande und der schadlichen
Emissionen - insbesondere in kistennahen Gewassern und in den Hafen -, die durch den
Einsatz von Rickstands- und Schwerdlen als Treibstoff entstehen. Auch waren in der
Schifffahrt im Gegensatz zu anderen Verkehrstragern Emissions-Minderungspotentiale unter
anderem durch die hohe Lebensdauer der Motoren schwer durchsetzbar. Da an Land und
bei anderen Verkehrstragern immer konsequentere Mallnahmen zur Reduzierung von
Emissionen umgesetzt wurden, wuchs der Anteil des Seeverkehrs in den Emissionsbilanzen.

Mit der Entscheidung der IMO im April 2008 Uber die weltweit verpflichtende Umstellung des
Schiffstreibstoffs von Schwerdl auf Destillate wurde ein entscheidender Schritt flir den
Umweltschutz in der Seeschifffahrt erzielt. Diese Ergebnisse entsprechen im wesentlichen
den Beschlissen von Meseberg im August 2007 zum ,Integrierten Energie- und
Klimaprogramm®.

Wegen des Wachstums des Seeverkehrsektors ist mit der Zunahme des bislang noch
verhaltnismalig geringen Anteils an Treibhausgasemissionen zu rechnen. Es ist daher
erforderlich, auch in diesem Bereich internationale und wettbewerbsneutrale MalRnahmen
zur Reduzierung zu ergreifen.

Bezogen auf die geleistete Transportmenge und Strecke ist der Energieverbrauch der
Schifffahrt deutlich geringer als der aller anderen Verkehrstrager. Daher ist bei allen
Malnahmen darauf zu achten, dass sie nicht zu einer Verlagerung des Gutertransportes auf
andere Verkehrstrager fuhren.

5.2.3 Ziele

Damit die Schifffahrt auch zukinftig ein besonders sauberer Verkehrstrager bleibt, setzt sich
die Bundesregierung auf allen politischen Ebenen fur die weitere Verbesserung der
Sicherheit des Seeschiffverkehrs und die Umweltbilanz des Schiffsbetriebs ein.

Zur Erhdéhung der Sicherheit der Schifffahrt und des Schiffsverkehrs verfolgt die
Bundesregierung das Ziel, weitere  Verbesserungen insbesondere bei der
Hafenstaatkontrolle, der Seeunfalluntersuchung und der Uberwachung des Seeverkehrs zu
erreichen.

5.2.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Um die angestrebten Umweltziele zu erreichen und standig weiterzuentwickeln, muss sich
Deutschland weiterhin auf allen politischen Ebenen engagieren.

Deutschland arbeitet intensiv an der Verabschiedung neuer Ubereinkommen mit, wie zum
Beispiel dem neuen Ubereinkommen zum Schiffsrecycling, das 2009 verabschiedet werden
soll. Das Ubereinkommen soll die Bedingungen auf den Abwrackwerften verbessern und ein
umweltfreundliches und arbeitsschutzgerechtes Abwracken ermdglichen.
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Daneben missen bestehende Ubereinkommen regelmaRig weiterentwickelt und tberarbeitet
werden. Zu nennen sei hier etwa das Verbot zum Einleiten von Schiffsabfallen und
Schiffsabwasser in das Meer.

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin fiir die Ratifizierung und Umsetzung bereits
verabschiedeter Ubereinkommen in nlationales Recht sowohl in Deutschland also auch in
anderen Staaten einsetzen, damit die Ubereinkommen international in Kraft treten konnen.

Damit verabschiedete und ratifizierte Ubereinkommen ihre angestrebte Wirkung effektiv
entfalten kdnnen, missen die Voraussetzungen auf nationaler Ebene geschaffen werden.
Dafir mussen die einzelnen Themen bei den geeigneten Stellen angesiedelt und eine
entsprechende Ausstattung bereitgestellt werden.

Im Folgenden sind die wichtigsten Ubereinkommen und Themengebiete genannt, die der
Erreichung der oben genannten Ziele dienen sollen und an deren Weiterentwicklung aktuell
gearbeitet wird:

e Revision des internationalen Ubereinkommens zur Verhiitung der Meeresverschmutzung
durch Schiffe (MARPOL Annex VI) in der IMO: Schadstoffemissionen der Schifffahrt —
Umsetzung der Vorschriften Uber die Verbesserung der Treibstoffqualitat,

e Uberarbeitung und Weiterentwicklung der tibrigen MARPOL-Anlagen,

e Entwicklung von weltweit gultigen Zielen und praktikablen Verfahren zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen in der Seeschifffahrt,

e Verscharfung der Regelungen beziiglich der Behandlung von Schiffsabfallen und —
abwassern (insbesondere auf der Ostsee),

e Verhandlung eines IMO-Ubereinkommens zum sauberen und sicheren Abwracken von
Seeschiffen in den Jahren 2008/2009,

o weitere Erhdhung der Sicherheit der Navigation (zum Beispiel Einfiihrung neuer und
Uberarbeitung von Verkehrstrennungsgebieten, Entwicklung von integrierten Navigations-
, Alarmmanagement- und Wachalarmsystemen fur Schiffe, Zertifizierung von Galileo als
anerkanntes Satellitenortungssystem fir die Schifffahrt),

¢ weitere Verbesserung von Vorschriften fir den sicheren Transport von Bunkerél und von
Haftungsfragen im Havariefall,

e Nutzung des Forschungshafens Rostock mit seinen Testanlagen SeaGATE (Galileo Test
Bed) und ALEGRO (erganzendes GNSS-Augmentation System) zur hochgenauen (sub-
Dezimeter-Bereich) und verlasslichen Positionierung in Echtzeit

e Entwicklung von zertifizierten GNSS (GPS, GLONASS, Galileo) — und GMES (Wind,
Wellen, See-Eis, Schiffsbewegungen, etc) -Diensten

e weitere Verbesserung der Qualifikation und der Arbeitsbedingungen von Seeleuten,

o Starkere Beachtung der internationalen Normen durch Flaggenstaaten durch Auditierung,

¢ Entwicklung von praktikablen Lésungen fir Landanschlisse (insbes. Energieversorgung)
von Schiffen in Hafen,

e Starkung der Zusammenarbeit und Harmonisierung der Uberwachung und Verfolgung von
Verstélten gegen Einleitverbote und

e harmonisierte Losungen bei 6konomischen Anreizen fur mehr Umweltschutz in der
Schifffahrt.
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5.3 Meeresbergbau
5.3.1 Sachstand

Der Meeresbergbau in der deutschen Nord- und Ostsee leistet einen wichtigen Beitrag zur
Rohstoffversorgung aus heimischen Vorkommen. Seine Bedeutung nimmt in Hinblick auf die
Sicherheit der Energieversorgung und als Wirtschaftsfaktor stetig zu. AuRerdem werden
Arbeits- und Ausbildungsplatze fir ein breites Spektrum von Berufen in der Bergbauindustrie
sowie in deren Zulieferbetrieben erhalten bzw. neu geschaffen.

Die Rohstoffe, die in Nord- und Ostsee gewonnen werden, umfassen Steine, Sand und Kies
als Materialien fir den Kiistenschutz, den Hafen- und Stral3enbau, sowie Kohlenwasserstoffe
wie Erddl und Erdgas als Energietrager.

In der deutschen Nord- und Ostsee (AWZ und  Kustenmeer) sind zahlreiche
Bergbauberechtigungen zur Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen sowie
von Sand und Kies erteilt worden.

Fir die langfristig sichere Versorgung mit Energie ist es unumganglich, zukunftig weitere
Erdgas- und Erdélquellen in Nord- und Ostsee zu erschlieRen. Die Offshore OI- und
Gasindustrie ist dabei gehalten, in allen Betriebsphasen (Exploration, Installation, Produktion
und Deinstallation) den Stand der Technik und die Umweltschutzstandards anzuwenden. Die
dabei erworbenen Kenntnisse und Techniken sind wertvolle Ressourcen, die mittlerweile
verstarkt exportiert werden und so auch in anderen Landern zum Schutz der Meere
beitragen.

5.3.2 Bewertung

Der Meeresbergbau orientiert sich an dem Prinzip der Nachhaltigkeit. Er entwickelt Know-
how, produktive Verfahren und effiziente, sichere Techniken, die geeignet sind, die
Belastung der Meeresumwelt so gering wie moglich zu halten und Potenzial zur Bewaltigung
der Herausforderungen der Zukunft zu bieten. Dies gilt insbesondere bei der Errichtung und
dem Betrieb von Anlagen zur Aufsuchung und Gewinnung von Erdol- und Erdgaslagerstatten
sowie der Sand- und Kiesentnahme.

Das bergrechtliche Genehmigungs- und Uberwachungsinstrumentarium stellt die
Durchfiihrung eines verantwortungsvollen und nachhaltigen Meeresbergbaus in allen
Betriebsphasen sicher.

Bei Offshore-Projekten, die einer Umweltvertraglichkeitsprifung bedirfen, sind zur
wirksamen Umweltvorsorge die Auswirkungen auf die Umwelt frihzeitig und umfassend zu
ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Die Einhaltung aller nationalen und
internationalen Vorschriften (EU-Bestimmungen, regionale Ubereinkommen wie OSPAR,
HELCOM und ASCOBANS) ist sichergestellt.
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Interessenskonflikte mit anderen Nutzungen und Schutzvorgaben, die dieselben Flachen
betreffen, konnen sich naturgemal ergeben. Insbesondere sind hier die neu gemeldeten
Natura-2000-Gebiete in der AWZ (Vogelschutzgebiete und FFH-Gebiete), die Nationalparks
entlang der deutschen Nordseekiiste sowie die zahlreichen, gro3flachigen Windparkprojekte
in der AWZ zu nennen.

5.3.3 Ziele

Ziel ist es, die 6konomischen, sozialen und 6kologischen Interessen beim Meeresbergbau zu
bertcksichtigen.

Dieses Nachhaltigkeitsprinzip muss auch bei Mehrfachnutzungen oder Ausweisungen von
Meeresflachen zum Beispiel als Schutzgebiet oder Nationalpark, fir den Meeresbergbau, die
Gewinnung von Energie aus Windkraft, den Seeverkehr und die Fischerei zur Lésung von
maoglichen Konflikten angewandt werden.

5.3.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Der zuklnftige Handlungsbedarf flr den deutschen Meeresbergbau besteht darin, weiterhin:

e bergbauliche Aktivitdten in Schutzgebieten in Einklang mit den jeweils festgesetzten
Erhaltungs- und Schutzzielen zu betreiben,

e den Stand der Technik des Meeresbergbaus bei der Ol- und Gasindustrie in
Zusammenarbeit mit unseren Nachbarstaaten kontinuierlich fortzuentwickeln, so dass
die unvermeidbaren Belastungen aus diesem Bereich, vor allem die Eintrage von
Schadstoffen und Schall, so weit wie méglich reduziert werden und

e bei der Sand- und Kiesgewinnung insbesondere Erkenntnisse aus der
Umweltiiberwachung genehmigter Abbauvorhaben bei zukilnftigen
Umweltvertraglichkeitsprifungen einflieRen zu lassen und die verflgbaren
Abbautechnologien zum Beispiel zur Vermeidung von Trubungsfahnen
fortzuentwickeln und zu verbessern.

5.3.5 Meeresbergbau in Gebieten jenseits nationaler Hoheitsrechte

Auf Grund des UN-Seerechtstibereinkommens und des Ubereinkommens zur Durchfiihrung
des Teiles Xl des Seerechtsibereinkommens wurde die Internationale
Meeresbodenbehérde (IMB) in Kingston, Jamaika, errichtet. Diese ist zustandig fir die
Regelung des Meeresbodenbergbaus — einschlief3lich der in diesem Zusammenhang zum
Schutz der Meeresumwelt zu erlassenden Regelungen — in den Gebieten jenseits nationaler
Hoheitsrechte. Der Rat der IMB nahm auf seiner 11. Sitzung im Jahr 2005 einstimmig einen
Antrag der Bundesanstalt fur Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) auf Erforschung von
Manganknollenfeldern (enthalten u. a. Kupfer, Kobalt und Nickel) im Pazifik an.

Damit kann die BGR die bisher wenig erforschten Lagerstatten fir metallische Rohstoffe
untersuchen und darin besonders prospektive Gebiete erkunden. Dies ist eine wichtige
Voraussetzung fir eine mégliche spatere Rohstoffgewinnung deutscher Unternehmen in der
Tiefsee. Mit Rohstoffen der Tiefsee konnen somit nicht die aktuellen Rohstoff
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(preis)probleme geldst werden; vielmehr handelt es sich um die langerfristige Sicherung von
Rohstoffgewinnungsoptionen. Bei der Analyse der Lagerstatten sowie bei einem madglichen
spateren Abbau wird unter Berlcksichtigung der entsprechenden Regelwerke der UN-
Meeresbodenbehdrde auf umwelt- und naturschonende Verfahren geachtet, zumal
hinsichtlich der Tiefseedkologie betrachtliche Wissensliicken bestehen

5.4 Nutzung erneuerbarer Energien

5.4.1 Sachstand

Die Bundesregierung fordert die nachhaltige Nutzung von erneuerbaren Energien. Sie starkt
so die Unabhangigkeit Deutschlands von den begrenzten Ressourcen fossiler Energietrager
und verringert gleichzeitig den Ausstol’ von klimaschadlichem Kohlendioxid. Damit leistet sie
einen wichtigen Beitrag zum Klima- und Meeresschutz.

Das Ziel der Bundesregierung, den Anteil erneuerbarer Energietrager am
Primarenergieverbrauch bis 2010 auf mindestens 4,2 Prozent zu steigern, ist bereits
Ubertroffen. 2007 nahmen erneuerbare Energietrager einen Anteil von 6,7 Prozent am
Primarenergieverbrauch und 14,2 Prozent am Bruttostromverbrauch ein.

Die Foérderung der Nutzung erneuerbarer Energien ist ein wichtiger Bestandteil der
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und basiert im Wesentlichen auf den Regelungen im
,=Erneuerbare-Energien-Gesetz* (EEG). Das EEG verpflichtet Stromnetzbetreiber, Strom aus
erneuerbaren Energien vorrangig abzunehmen und dafiir einen festgelegten Preis zu zahlen.

Seit der Verabschiedung des Stromeinspeisegesetzes im Jahr 1990 sowie des EEG im Jahr
2000 und dessen Novellierung in 2004 hat sich der Ausbau der Windenergie an Land stark
entwickelt und konnte 2007 bereits einen Anteil von 6,4 Prozent am gesamten
Bruttostromverbrauch in Deutschland erreichen.

Neben dem Ausbau der Windenergie an Land sollen nun auch die gro3en Potenziale auf
See erschlossen werden. Die Bundesregierung halt die Errichtung von Offshore-Windparks
mit einer Leistung von insgesamt 20.000 - 25.000 Megawatt bis zum Jahr 2025/2030 flr
realistisch. Damit kdnnten allein die Windrader auf See 15 Prozent des heutigen deutschen
Strombedarfs decken.

Die Nutzung anderer erneuerbarer Energien im Kisten- und Meeresbereich wie zum Beispiel
Stromungs- und Wellenenergie ist derzeit im Vergleich zur Nutzung der Windenergie von
untergeordneter Bedeutung. Voraussichtlich kdnnten entsprechende Kraftwerke in
Deutschland nur in der Nordsee eingesetzt werden, da Gezeitenstrome und Wellengang in
der Ostsee zu gering sind.
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Offshore-Windenergieprojekte

18 Offshore-Windenergievorhaben innerhalb der deutschen Ausschlie3lichen Wirtschaftszone
(AWZ) der Nordsee und drei Vorhaben in der AWZ der Ostsee mit insgesamt 1497
Windenergieanlagen sind bis Juni 2008 von der zusténdigen Behdrde, dem Bundesamt fur
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), genehmigt worden. Um Erfahrungen mit den
Auswirkungen solcher Windparks zu sammeln und Fehlentwicklungen gegensteuern zu
kénnen, wurden bislang nur Projekte mit einer beschrankten Anzahl von jeweils maximal 80
Einzelanlagen genehmigt. Offshore-Windenergieprojekte bedurfen in der Regel einer
Umweltvertraglichkeitspriafung (UVP); diese ist verpflichtend fur Projekte mit mehr als 20
Anlagen. Um Erfahrungen mit den Auswirkungen derartiger Anlagen zu sammeln, wird der
Bau und Betrieb von einer umfangreichen 6kologischen Uberwachung begleitet, auf deren
Grundlage Uber den weiteren Ausbau dieser Projekte entschieden werden soll. Das
Standarduntersuchungskonzept des BSH dient als Grundlage fiir die Untersuchung und
Uberwachung der Auswirkungen von Windenergieanlagen auf die Meeresumwelt.

In den Kistengewassern wurden bislang zwei Projekte genehmigt. Weitere vier Projekte sind
in der Planung, zwei davon als Erprobungsgebiete mit einer zeitlichen Befristung bis Ende
2010.

Die Forderung der Windenergie auf See sieht als Anreiz eine gegenuber Standorten an Land
erhdhte Anfangsvergitung vor. Angesichts der potenziellen Auswirkungen auf Natur und
Umwelt ist dieser Anreiz jedoch auf Gebiete beschrankt, die auferhalb von
Meeresschutzgebieten liegen. Die Natura-2000-Gebiete in der deutschen AWZ wurden im
Jahr 2004 identifiziert. Die FFH-Gebiete sind inzwischen bei der EU-Kommission als Gebiete
gemeinschaftlicher Bedeutung offiziell gelistet, die beiden Vogelschutzgebiete sind seit
September 2005 durch Rechtsverordnung unter Schutz gestellt. Diese Gebiete nehmen zirka
ein Drittel der Flache der deutschen AWZ ein. Parallel hierzu hat das BSH im Dezember
2005 drei besondere Eignungsgebiete fiur Offshore-Windenergieanlagen in der AWZ
identifiziert und nach § 3a Seeanlagenverordnung festgelegt. Zudem hat die
Bundesregierung Anfang 2005 das Verfahren zur Aufstellung eines Raumordnungsplanes fir
die AWZ eingeleitet, welches die Durchfiihrung einer strategischen Umweltprifung
einschliel3t. Die bereits festgesetzten besonderen Eignungsgebiete sollen als Vorranggebiete
in den Raumordnungsplan tbernommen werden.

5.4.2 Bewertung

Eine positive Folge des Ausbaus der Nutzung erneuerbarer Energien ist die Verringerung
von Kohlendioxid-Emissionen (CO,-Emissionen). Dies tragt zu einer Verlangsamung der
Erderwdrmung und damit — durch das abgeschwachte Abschmelzen von Polareis und
Gletschern — zu einem gedrosselten Anstieg des Meeresspiegels bei. Auch die Versauerung
der Meere wird durch den reduzierten CO,-Eintrag gemildert.

Der Ausbau der Windenergienutzung auf dem Meer kann jedoch auch negative
Auswirkungen auf die Meeresumwelt mit sich bringen. So koénnen vor allem
Meeressaugetiere, Rast-, Brut- und Zugvoégel, Fische und Arten des Meeresbodenbereiches
sowie ihre Lebensraume beeintrachtigt werden.
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Daruber hinaus werden durch den Ausbau der Windenergienutzung auf dem Meer Flachen
in Anspruch genommen, die somit fir den Schutz oder fir andere Nutzungen, etwa durch
Schifffahrt, Luftfahrt, Militar, Fischerei, Bergbau, Kabel- und Pipelinetrassen, Tourismus und
Forschung, nicht mehr oder nur eingeschrankt zur Verfugung stehen.

Die Auswirkungen auf die Schutzguter werden geprift und Genehmigungen nur dann erteilt,
wenn dies angesichts der zu erwartenden Beeintrachtigungen verantwortbar ist.

Auswirkungen von Offshore-Windenergieanlagen auf die Meeresumwelt

Durch umfangreiche Forschungsvorhaben werden seit einigen Jahren die Auswirkungen der
Offshore-Windenergieanlagen auf die Meeresumwelt untersucht. Einige Staaten haben
bereits Erfahrungen mit Offshore-Windparks. Dennoch liegen noch Kenntnislicken vor, so
dass flr abschlieBende Aussagen eine Fortfihrung der inzwischen mehrjahrigen
Untersuchungen notwendig bleibt.

Wesentliche Auswirkungen, die unter anderem auf Basis der Ergebnisse der 6kologischen
Begleituntersuchungen an den Windparks in Danemark zu erwarten sind, umfassen:

e Storungs- und Vertreibungseffekte bei Meeressaugetieren insbesondere wahrend
der Fundamentgrindungsarbeiten,

o zeitweilige Beeintrachtigung von Fischen und Lebensgemeinschaften am
Meeresboden durch Sedimentaufwirbelungen und Tribungsfahnen wahrend der
Bauphase,

e Vertreibungseffekte bei einigen Seevogelarten sowie mdgliche Auswirkungen auf
den Vogelzug durch Kollisionsrisiko und Barrierewirkung wahrend der
Betriebsphase,

o Veranderungen der Lebensgemeinschaften im Nahbereich der Anlagen durch die
Einbringung von Hartsubstraten in Uberwiegend sandgepragten Lebensraumen
sowie die Anderung der Stromungsverhaltnisse und die

¢ mogliche Beeinflussung von empfindlichen Tieren wie Haien und Rochen sowie des
Wanderverhaltens von Fischen durch elektromagnetische Felder der Kabel zur
Netzanbindung der Offshore-Windparks.

Feste Bauwerke im Meer erhdhen auch das Unfallrisiko fur Schiffe und Luftfahrtgerate mit
moglichen nachfolgenden Umweltschaden. Entsprechend der Seeanlagenverordnung
werden in der AWZ jedoch nur Windparks genehmigt, die die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs nicht beeintrachtigen. Zur Vermeidung von Kollisionen und mdglichen
Kollisionsfolgen werden in den Genehmigungsbescheiden zudem vielfaltige Auflagen
gemacht.




40

5.4.3 Ziele

Die Bundesregierung hat sich mit dem im August 2007 in Meseberg beschlossenen Klima-
und Energiepaket das Ziel gesetzt, den Anteil der Erneuerbaren Energien an der
Stromversorgung bis zum Jahr 2020 auf 25-30 Prozent zu erhdéhen. Nach 2020 soll der
Ausbau kontinuierlich weiter gesteigert werden. Dies wird mit der Novelle des EEG, das am
01. Januar 2009 in Kraft treten wird, in §1 Abs. 2 umgesetzt, mit dem Ziel den Anteil der
erneuerbaren Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 2020 auf mindestens 30% und
danach kontinuierlich weiter zu erhéhen.

Die Nutzung von erneuerbaren Energien soll méglichst rasch zur Wirtschaftlichkeit gefiihrt
werden, damit die gesetzten Klimaschutzziele erreicht werden kénnen. Unter anderem soll
die Nutzung der Windkraft im Offshore-Bereich der Nord- und Ostsee ausgebaut werden, da
sie ein grof3es und in naher Zukunft technisch realisierbares Potenzial bietet.

Um das in der europaischen Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) festgelegte Ziel des
guten Okologischen Zustands der Meeresgewasser bis 2020 auch bei einer verstarkten
Nutzung der Windenergie im Offshore-Bereich erreichen zu koénnen, sollen die damit
verbundenen mdglichen Risiken fur die Meeresumwelt sowie fur andere mafigebliche Nutzer
weitestgehend minimiert werden.

5.4.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Neben den bereits oben dargestellten MalRnahmen der Bundesregierung, den getroffenen
Vorkehrungen im Genehmigungsverfahren sowie den umfanglichen Forschungsvorhaben
stehen fur die Zukunft auch die folgenden Mal3nahmen an:

o Weitere Forderung der internationalen Zusammenarbeit zum Erfahrungsaustausch
und zur Entwicklung anerkannter harmonisierter Standards,

e MafRnahmen zur Minderung des Risikos fur die Schifffahrt und Luftfahrt,

o Kabeltrassen sollen, insbesondere wenn sie durch Schutzgebiete flihren,
vertraglich fir die Meeresumwelt und die Schifffahrt auf der Grundlage des
Energiewirtschaftsgesetzes sowie der Raumordnung konzentriert und gebtiindelt
festgelegt werden,

e Malnahmen zur Minimierung des Unterwasserlarms bei Bau, Betrieb und Ruckbau
der Windenergieanlagen, um Auswirkungen auf Meeressauger zu vermeiden und

e MalRnahmen zur Minimierung der Wirkungen auf die Meeresumwelt und den
Vogelzug, vor allem der kumulativen Wirkungen, die bei gro¥flachigem Ausbau der
Offshore-Windenergie auftreten kénnen.
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5.5 Tourismus

5.5.1 Sachstand

Die Kusten- und Meeresregionen der Nord- und Ostsee werden touristisch stark genutzt, vor
allem die vorgelagerten Inseln. Die touristische Nutzung umfasst den Schiffstourismus
(hauptsachlich Kreuzfahrt- und Sportboottourismus), und die saisonal begrenzte Wasser-
und Strandnutzung durch Badeurlauber. Auch flr Natururlaube mit Watt-, Strand- und
Dunenwanderungen werden die Kustenregionen genutzt.

Der Tourismus ist in den Kistenregionen ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. Im Jahr 2007
wurden in Schleswig-Holstein in den Reisegebieten an der Nord- und Ostsee rund 18,8
Millionen Ubernachtungen verzeichnet. In Niedersachsen waren es im gleichen Jahr rund
13,3 Millionen Ubernachtungen, verteilt auf das ostfriesische Festland und die ostfriesischen
Inseln. Die ostfriesischen Inseln leben fast ausschliellich vom Tourismusaufkommen. In
Mecklenburg-Vorpommern beliefen sich die Ubernachtungen an der Kiiste sowie auf den
Inseln Rigen und Hiddensee auf rund 12,4 Millionen. Der Tourismus hat sich hier zu einer
der wenigen erfolgreichen Branchen entwickelt.

Wie kaum ein anderer Wirtschaftszweig ist der Tourismus auf eine intakte Natur und Umwelt
angewiesen. Schutz und Erhalt der Naturlandschaften haben deshalb einen wichtigen
Stellenwert. Auch die Tourismusbranche ist sich dieser Tatsache bewusst.

Nachhaltiger Tourismus kann zu Natur- und Landschaftsschutz anreizen. So kénnen die
Einnahmen aus touristischer Nutzung dazu beitragen, Schutzgebiete direkt oder indirekt zu
finanzieren oder traditionelle Natur- und Kulturlandschaften und Wirtschaftsformen zu
erhalten. Tourismus kann allerdings auch zu Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft
fuhren. Flachkisten mit Sandstranden zum Beispiel gehéren auf Grund ihrer intensiven
touristischen ErschlieBung und Nutzung zu den weltweit gefadhrdeten Lebensrdumen.
Generell entscheidet die Intensitdt und die Ausgestaltung des Tourismus dariber, in
welchem Male Meeresschutz und Tourismus vereinbar sind.

Der Meeres- und Gewasserschutz wiederum wirkt sich auf das Wohlbefinden der Menschen
im Kustenraum aus: Touristen — wie auch Einheimische- kommen in vielfaltiger Weise mit
Meerwasser oder den Erzeugnissen des Meeres in Kontakt - sei es beim Schwimmen im
Meer oder beim Verzehr von Fisch und Meeresfrichten. Grundsatzlich sind diese Nutzungen
der Gesundheit forderlich, doch konnen Schadstoffe, natlrliche Toxine und
Krankheitserreger im Meerwasser unter bestimmten Bedingungen gesundheitliche Risiken
hervorrufen. Diese missen weiterhin minimiert, bzw. vermieden werden.

Erfreulicherweise konnten in den vergangenen Jahren durch die Umsetzung der
europdischen Kommunalabwasser-Richtlinie Nahrstoffe und Krankheitserreger aus dem
Abwasser erheblich reduziert werden. Dadurch hat sich die Badegewasserqualitédt in den
europaischen Kistengewassern in Bezug auf Krankheitskeime deutlich verbessert. Diese
kontinuierliche Verbesserung der Badegewasserqualitdt setzt sich dank zahlreicher
Sanierungs- und Vorbeugemalnahmen fort. Trotzdem koénnen Nahrstoffe in den
Kistengewassern eine Massenentwicklung von Blaualgen beglnstigen, die Toxine und




42

Allergene bilden und Hautausschlage verursachen kénnen. Um diesen gesundheitlichen
Beeintrachtigungen vorzubeugen, werden die Badegewasser regelmalig gemall den
Vorgaben der EU-Badegewasser-Richtlinie Uberwacht und — falls nétig - zeitlich befristete
Badeverbote ausgesprochen.

5.5.2 Bewertung

Fast alle der 390 Kistenbadegewasser in Deutschland entsprachen in der Badesaison 2007
wie auch in den Vorjahren den Anforderungen der europdischen Badegewasserrichtlinie.

In der Badesaison 2008 wird bereits die neu gefasste EU-Badegewasserrichtlinie umgesetzt.
Zum Beispiel werden verscharfte zulassige Grenzwerte in den Kistengewassern eingefuhrt.
AuBerdem werden Verschmutzungsquellen mit Hilfe von Badegewasserprofilen erfasst und
gepriift. Zudem wird die Offentlichkeit noch besser liber den Zustand und Schutz der
Badegewasser informiert.

Die Belastungen der Okosysteme an der Nordseekiiste sind durch die mit der Einrichtung
der drei deutschen Nationalparke eingefuhrten Steuerungsmaoglichkeiten zurlickgegangen.

Fur die Ostseekiste ergibt sich ein differenzierteres Bild. Im Vergleich zu den Gebieten, die
seit langer Zeit touristisch stark genutzt sind, zeigt sich Konfliktpotential vor allem in den
Regionen, die erst seit der Wiedervereinigung starker touristisch erschlossen sind.

5.5.3 Ziele

Die Politik der Bundesregierung im Bereich Umweltschutz und Tourismus zielt vor allem auf
die umwelt- und naturvertragliche Gestaltung des Tourismus und Starkung des
Inlandstourismus.

Bereits im April 2002 wurde der Bericht ,Umwelt und Tourismus® verabschiedet, in dem
folgende Ziele festgelegt wurden:

e Foérderung einer umwelt- und naturvertraglichen Gestaltung des Tourismus in
Deutschland,

Erhéhung des Anteils umwelt- und naturvertraglicher Angebote,

Starkung der Nachfrage nach umweltorientierten touristischen Angeboten,

Starkung des Inlandstourismus,

Erhalt einer intakten Natur und Umwelt als Grundlage des Tourismus und
Einflussnahme auf eine umwelt- und naturvertragliche touristische Entwicklung in
Zielgebieten deutscher Touristen im Ausland.

5.5.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Auf internationaler, nationaler und regionaler Ebene stehen unterschiedliche Instrumente zur
Gestaltung eines umweltvertraglichen Tourismus zur Verfugung. Dabei ist im einzelnen
Folgendes zu tun:
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e Verringerung negativer Auswirkungen des Tourismus auf Okologisch sensible
Gebiete,

e Vermehrung und Verbesserung der Qualitdt von Erholungsraumen durch
NaturschutzmalRnahmen und Vermeidung und Abbau von Beeintrachtigungen,

e Deutliche Erhéhung der Wertschatzung von Natur und Landschaft bei
Erholungssuchenden, Sportlerinnen und Sportlern, Touristinnen und Touristen,

¢ Entwicklung von Konzepten flr eine naturvertragliche, attraktive Freizeitnutzung in
Schutzgebieten und deren Umsetzung bis 2010,

e Zunehmende Anwendung der ,Europdischen Charta fur nachhaltigen Tourismus in
Schutzgebieten®,

o Verstarkte Entwicklung naturvertraglicher Angebote und Integration von
Naturerlebnisangeboten in andere touristische Angebote, auch im Zusammenwirken
mit dem Engagement der  Tourismusbranche fir einen umweltvertraglichen
Tourismus,

e Anwendung des integrierten Kistenzonenmanagements zur Entwicklung von
Lésungsstrategien flir mdgliche Wechselwirkungen zwischen Tourismus, anderen
Nutzungen und dem Naturschutz und

o aktive Verbesserung der Badegewasserqualitat durch ein Badegewassermanagement,
verbesserte Information der Badegéste und die Einbeziehung der Offentlichkeit.

6. Aktivitaten an Land und ihre Auswirkungen auf die Meere

6.1 Einfuhrung

Die meisten menschlichen Aktivititen an Land Uben einen starkeren Einfluss auf die
Okosysteme der Meere aus, als vielen Biirgerinnen und Blirgern bewusst ist. N&hr- und
Schadstoffe aus den Abwasserbehandlungsanlagen von deutschen und anderen
europaischen Gemeinden und Stadten, aus der Landwirtschaft sowie aus Verkehr und
Industriebetrieben gelangen groftenteils Uber die Flisse in Nord- und Ostsee. Einige Stoffe
gelangen Uber den Luftweg noch viel weiter und kénnen sogar entfernte Meere wie das
Arktische Meer beeintrachtigen. Die Nahr- und Schadstoffe reichern sich in den Meeren an
und belasten auf unterschiedliche Weise die Gesundheit, Stabilitdt, Funktionsweise und
Produktivitat der Meeresdkosysteme.

Ein wichtiges Ziel der Bundesregierung ist eine Politik fur nachhaltiges Wirtschaften: die
Ressourcen sollen effizient bewirtschaftet und genutzt und das 6kologische und soziale
Innovationspotenzial der Wirtschaft erschlossen werden, wobei 6kologische, ékonomische
und soziale Interessen gleichrangig in Betracht gezogen werden. Die Bundesregierung ist
mit ihrer Klima- und Ressourcenschutzpolitik schon wichtige Schritte voran gekommen.
Auch die deutsche Wirtschaft beteiligt sich an diesem Prozess: Ressourcenschonende
Werkstoffe und Produkte sowie energiesparende Produktionsverfahren starken die
Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen und tragen gleichzeitig dazu bei, dass Deutschland
mittlerweile Vorbild bei der Erreichung von Umwelt- und Klimazielen ist.
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Erhohte Nahrstoffkonzentrationen im Meer und ihre Folgen

Die erhdhten Nahrstoffkonzentrationen in unseren Flissen und Kistengewassern in Folge
der im vergangenen Jahrhundert erheblich angestiegenen Eintrdge von Stickstoff- und
Phosphorverbindungen haben die Meere regelrecht Uberdingt. Solche
Uberdiingungserscheinungen (Eutrophierung) lassen sich seit den 1980er Jahren in Nord-
und Ostsee beobachten, zum Beispiel Massenentwicklungen einzelliger Planktonalgen — so
genannte "Algenbliten” - und die Entwicklung von Griinalgenmatten im Wattenmeer.

Sterben gréRere Algenbliten ab und sinken zum Meeresboden, kann der dort einsetzende
bakterielle Abbau zu Sauerstoffmangel im Bodenbereich und zum Absterben von Lebewesen
am und im Meeresboden flhren. Durch Eutrophierung kann es auch zum vermehrten
Auftreten giftiger Algen und Bakterien kommen.

Nahrstoffe sind inzwischen in betrachtlichen Mengen in den Meeresdkosystemen
nachweisbar.

Erhohte Schadstoffkonzentrationen im Meer und ihre Folgen
Schadstoffe sind inzwischen in betrachtlichen Mengen in den Meeresdkosystemen
nachweisbar.

Generell sind Schadstoffe solche Stoffe oder Stoffgruppen, die fir Menschen, Tiere und
Pflanzen schadlich sind. lhre nachteiligen Auswirkungen kdnnen zudem durch ihre
Langlebigkeit und Fahigkeit zur Anreicherung in Organismen verstarkt werden. Hierzu zahlen
Schwermetalle wie Cadmium, Quecksilber und Blei, aber auch giftige organische
Verbindungen wie Organozinnverbindungen, DDT und polychlorierte Biphenyle. Zu den
toxischen Eigenschaften zahlen auch chronische Wirkungen wie die Erzeugung von Krebs,
die Veranderung des Erbgutes, das Hervorrufen von Missbildungen sowie schadliche
Wirkungen auf die Funktion des Hormonhaushalts.

Die jahrelange Verwendung dieser giftigen organischen Substanzen hat zum Beispiel dazu
gefiihrt, dass sich bestimmte Verbindungen dieser Art unter anderem in Fischen und
anderen  Meerestieren angereichert haben. Bromierte Flammschutzmittel aus
Kunststoffgehdusen von Elektrogeraten lassen sich in Fischen nachweisen und
Weichmacher aus PVC-Produkten und FuRbodenbeldgen in Weichtieren, Fischen und
Meeressaugern, deren Fortpflanzung sie beeintrachtigen kénne

Die Eintrdge von Nahrstoffen und Schadstoffen aus klar eingrenzbaren
Verschmutzungsquellen wie Abwassern aus den Kommunen und der Industrie sind in den
letzten Jahren durch den Neu- und Ausbau von Abwasserbehandlungsanlagen sehr
erfolgreich verringert worden. So sind heutzutage 95 Prozent der Haushalte in Deutschland
an Abwasserbehandlungsanlagen angeschlossen. Die Umstellung auf phosphatfreie
Waschmittel hat ebenfalls einen erheblichen positiven Beitrag geleistet.

Auch die Qualitat der Luft sowie die der stehenden und flieRenden Gewasser konnte im
gesamten Bundesgebiet in den letzten Jahren wesentlich verbessert werden. Dazu war es
notwendig, leistungsfahige Abwasserbehandlungsanlagen zu bauen, Eintrage und
Emissionen des produzierenden Gewerbes zu vermeiden oder zu vermindern und nicht
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sanierungsfahige Anlagen stillzulegen, sowie verkehrsbezogene MalRnhahmen wie den
Einsatz von Katalysatoren durchzufihren.

Trotz unserer bisherigen beachtlichen Erfolge und aktuellen Leistungen sind die Nahrstoff-
und Schadstoffeintrage in die Meere weiterhin zu hoch und missen durch weitere
Anstrengungen reduziert werden. Vor allem die Eintrage aus grofen Flachen und diffusen,
oOrtlich schlecht bestimmbaren Quellen wie der Landwirtschaft und dem Verkehr missen
weiter verringert werden.

Ziele

Die OSPAR-Strategie zur Bekampfung der Eutrophierung sieht vor, Nahrstoffeintrage so weit
zu reduzieren, dass ab 2010 keine Eutrophierung mehr stattfindet.

Die Anrainerstaaten von Nord- und Ostsee haben sich 1995 darlber hinaus zum Ziel
gesetzt, innerhalb einer Generation - bis zum Jahr 2020 - auf eine Beendigung der
Einleitungen, Emissionen und diffusen Verluste von gefahrlichen Stoffen hinzuarbeiten. Dies
entspricht der Erkenntnis, dass nur bei Fernhalten der prioritdren gefahrlichen Stoffe aus
allen Flussgebietseinheiten und nur aufgrund von europaweiten Regelungen das Ziel der so
genannten ,Nullemission® in die Meere erreicht werden kann. Entsprechende
Generationenziele mit zeitlich entsprechend versetzten Zieldaten wurden in den Folgejahren
von OSPAR und HELCOM sowie der WRRL Gbernommen.

Der im November 2007 beschlossene Ostsee — Aktionsplan von HELCOM (BSAP) benennt
Eutrophierung und gefahrliche Stoffe als zwei der vier wesentlichen Bedrohungen fir die
Ostsee. Der BSAP hat als Fernziel, die Nahrstoffkonzentrationen auf ein nahezu natirliches
Niveau zurlickzuflihren. Im BSAP beziehen sich die vorgesehenen Malinahmen im Bereich
Eutrophierung daher vor allem auf die Bereiche Landwirtschaft, Abwasserbehandlung und
Ersatz von Phosphat in Waschmitteln. Die unter anderem im BSAP enthaltene Festlegung
maximal zulassiger Eintragsmengen fiir Nahrstoffe sowie die daraus abgeleiteten konkreten
nationalen Nahrstoff-Reduktionsziele firr alle Ostseeanliegerstaaten zielen auf eine gerechte
Lastenverteilung.

Uber das bereits bestehende HELCOM-Generationenziel beziiglich Null-Emissionen aller
gefahrlichen Stoffe im gesamten Ostseeeinzugsgebiet hinaus trifft der BSAP auch
konkretisierende Festlegungen zur
e Einfuhrung nationaler Programme zum Thema ,gefahrliche Stoffe,
¢ Reduzierung der Nutzung ausgewabhlter gefahrlicher Stoffe und
e Unterstlitzung des Ersatzes dieser Stoffe durch weniger gefahrliche Substanzen in
Industrie und anderen Bereichen wie zum Beispiel der Wissenschaft.

Die WRRL will bis 2015 innerhalb der ersten Seemeile der Hoheitsgewasser einen "guten
Okologischen Zustand" und darUber hinaus bis zum Ende der Hoheitsgewasser einen "guten
chemischen Zustand" erreichen.

Dieses Ziel wird durch die MSRL erganzt, mit der bis 2020 in den Hoheitsgewassern und der daran
anschlieRenden AWZ ein guter Zustand der Meeresumwelt erreicht werden soll.
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Bis zum Jahre 2020 sind die Belastungswerte fir Versauerung, Schwermetall- und
Nahrstoffeintrdage und fir Ozon einzuhalten, so dass auch empfindliche Okosysteme
geschitzt werden. Dies entspricht den Vorgaben der europaischen NEC-Richtlinie Gber
nationale Emissionshéchstmengen fur bestimmte Luftschadstoffe, bzw. dem Protokoll zur
Minderung von  Versauerung, Eutrophierung und bodennahem Ozon des
Luftreinhaltetbereinkommens der Vereinten Nationen.

Ebenfalls bis zum Jahre 2020 sind langlebige organische Schadstoffe — so genannte POP’s
(persistent organic pollutants) — soweit wie mdglich aus dem Handel und der Anwendung zu
nehmen. Sie sind durch weniger langlebige, weniger bioakkumulierende und weniger
toxische Stoffe zu ersetzen, so dass die Schadstoffeintrage in die Meeresumwelt auf das
Niveau der natlrlichen Hintergrundkonzentrationen und bei synthetischen Stoffen auf nahe
Null reduziert sind. Dies wurde 1995 auf der Vierten Internationalen Nordseeschutz-
Konferenz festgelegt und in die entsprechenden Strategien von OSPAR, HELCOM sowie der
EU eingearbeitet. Regelungen zur Vermeidung und Verringerung von langlebigen
organischen Schadstoffen sind im Stockholmer Ubereinkommen zu persistenten
organischen Schadstoffen (POP-Ubereinkommen) sowie im POP-Protokoll des
Luftreinhalteibereinkommens der Vereinten Nationen enthalten.

Ab 2020 soll es keine Schadstoffanreicherungen in landwirtschaftlich genutzten B6den mehr
geben.

6.2 Landwirtschaft
6.2.1 Sachstand

Die Agrarpolitik der Bundesregierung hat eine nachhaltige Bewirtschaftung der Nutzflachen
und eine schonende Nutzung der natirlichen Ressourcen einschliel3lich der Meere zum Ziel.

Damit unterstitzt die deutsche Agrarpolitik den Meeresschutz, der einen effektiven Schutz
der inldndischen Gewasser und eine nachhaltige Bewirtschaftung der agrarischen Flachen
voraussetzt. Die Standards hierfliir werden Uberwiegend in der EU sowie in internationalen
Ubereinkommen verhandelt.

Fur eine nachhaltige Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und den Erhalt der Meere als
gemeinsame Lebensgrundlage der Menschheit setzt sich die Bundesregierung detailliert mit
dem Blaubuch ,Meerespolitik der Europdischen Union“ sowie deren Umweltsdule, der
europaischen Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL), ein.

Im Rahmen der von Bund und Landern gemeinsam finanzierten Gemeinschaftsaufgabe
Lverbesserung der Agrarstruktur und des Kistenschutzes® unterstitzt die Bundesregierung
unter anderem die Forderung extensiver Produktionsverfahren, die Umwandlung von
Ackerflachen in extensiv zu nutzendes Grinland, den Okologischen Landbau und
mehrjahrige freiwillige Flachenstilllegungen.
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Auch die Gemeinsame Agrarpolitik der EU verfolgt die Erzeugung von Nahrungsmitteln und
nachwachsenden Rohstoffen durch eine nachhaltige Landwirtschaft. Dies bedeutet, dass
europaweit Boden, Wasser und Luft geschont werden sollen. Die Bodenfruchtbarkeit und die
biologische Vielfalt sollen erhalten und - wo mdglich - sogar vermehrt werden. Dinge- und
Pflanzenschutzmittel sind bedarfsgerecht und effizient einzusetzen. Schadliche Emissionen,
insbesondere von Ammoniak und Klimagasen in die Atmosphare, sollen vermieden oder, wo
dies nicht moglich ist, weitestgehend vermindert werden. Dies gilt auch fir den Eintrag von
Schadstoffen in den Boden und Nahrstoffeintrage in die Gewasser.

Deutliche Fortschritte hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft werden durch die seit Anfang
2005 in der Praxis geltende Cross-Compliance-Regelung erwartet. Danach setzt die
Gewahrung von Betriebsbeihilfen unter anderem die Einhaltung der gesetzlichen
Mindeststandards im Bereich Umwelt voraus. Eine solche Bewirtschaftungspraxis in der
Landwirtschaft wirkt sich bei konsequenter Beachtung positiv auf Natur und Umwelt aus.

6.2.2 Bewertung

Die Anstrengungen zur Vermeidung und Verminderung von Nahrstoffuberschissen auf
landwirtschaftlichen Flachen zeigen Erfolge. So ist der Stickstoffuberschuss in der nationalen
Gesamtbilanz von zirka 150 Kilogramm je Hektar im Jahr 1990 auf 110 Kilogramm je Hektar
im Jahr 2000 und derzeit rund 100 Kilogramm je Hektar zurtickgegangen. Zu dem Erfolg hat
eine Reihe von MalRnahmen beigetragen wie beispielsweise die Weiterentwicklung des
landwirtschaftlichen Fachrechts. Die novellierte Diingeverordnung dient dabei besonders
auch dem Gewasserschutz.

Trotz aller Erfolge fuhrt die landwirtschaftliche Nutzung nach wie vor und teilweise
unvermeidlich zu Eintragen von Stoffen wie Nahrstoffe, Pflanzenschutzmittelwirkstoffe und
Medikamente in die Umwelt einschlieBlich der Meere. Diese koénnen vor allem im
Kldstenraum zu Eutrophierung oder sonstigen Belastungen flihren. Die Belange des
Meeresschutzes missen daher auch bei der weiteren Ausgestaltung der Agrarpolitik
weiterhin konsequent berlcksichtigt werden.

Es zeichnet sich schon heute ab, dass das Ziel der OSPAR-Strategie zur Bekampfung der
Eutrophierung bis 2010 nicht erreicht werden kann.

6.2.3 Ziele

Ziel der Bundesregierung ist ein integriertes Konzept der nachhaltigen Landwirtschaft, das
insbesondere durch eine Optimierung der Intensitdt und Verbesserung der Effizienz in der
Landbewirtschaftung sowie durch eine flachengebundene Tierhaltung bestimmt wird. In der
Summe aller Eintragspfade sollen die Schadstoffeintrage auf ein Mal} reduziert werden, bei
dem es zu keinen unvertretbaren Schadstoffeintragen in Boéden, Gewasser und Luft kommt.

Die dazu auf internationaler und regionaler, bzw. EU Ebene beschlossenen Ziele sind in der
Einleitung zu Kapitel 6 ausfuhrlich dargestellit.
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Hinsichtlich der Minimierung des Nahrstoffeintrags verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die
Stickstoffiiberschiisse in der nationalen Gesamtbilanz bis zum Jahr 2010 auf 80 Kilogramm
je Hektar zu verringern.

6.2.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Die Ziele des Meeresschutzes erfordern es, dass der eingeschlagene Weg zur
Umweltentlastung konsequent fortgesetzt und verstarkt wird, und zwar durch

engagierte Umsetzung der im Juni 2003 grundlegend neu ausgerichteten
europaischen Agrarpolitik,

verstarkte Gewasserschutzberatung, insbesondere in gewassersensiblen Regionen,

konsequente Umsetzung und Anwendung der EU-Gewa&sserschutzrichtlinien, vor
allem der Nitratrichtlinie und der WRRL,

Vermeidung, bzw. Reduzierung von Emissionen und unerwiinschten Stoffeintragen in
Boden, Wasser und Luft sowie sonstigen Beeintrachtigungen durch geeignete
Bewirtschaftung,

konsequente Anwendung der Dungeverordnung zur weiteren Reduzierung von
Nahrstoffeintrdgen wie Phosphor und Stickstoff in Gewasser,

bessere Berilcksichtigung des Meeresschutzes bei den Zulassungsverfahren fir
Pflanzenschutzmittel und in diesem Zusammenhang auch ein Kriterienabgleich der
EU mit den regionalen Meeresschutziibereinkommen,

Umsetzung des Nationalen Aktionsplans zur nachhaltigen Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln,, um die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf das
notwendige Mall zu beschranken. Es fordert den Gewasserschutz unter anderem
durch

Erhéhung der Anforderungen im Rahmen der guten fachlichen Praxis,
Starkung der Kontrollen im Pflanzenschutz,

Aufbau eines ,Hot-Spot-Managements®,

starkere Durchsetzung der Grundsatze des integrierten Pflanzenschutzes,
verstarkte Einflihrung neuer Pflanzenschutzgeratetechnik ,

Starkung der Forschung und Entwicklung von Innovationen,

finanzielle Foérderung von Vorhaben zur Unterstitzung des Aktionsplans
beispielsweise im Bereich der Innovationen im Pflanzenschutz und

o weitere Férderung von AgrarumweltmalRnahmen sowie 6kologisch wirtschaftender
Betriebe im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes®.

konsequente Umsetzung des Ammoniak-Minderungsprogramms der
Bundesregierung,

o O O O O O

Steigerung der Naturschutzeffizienz, unter anderem durch MaRnahmen des
Vertragsnaturschutzes und durch Weiterfliihrung der Agrar-Umweltprogramme,
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e Nutzung des Instruments der freiwilligen, 6kologischen Flachenstilllegung fiir die
Einrichtung von Gewasserrandstreifen zur Verringerung des Stoffeintrags,

e Verminderung des Umwelteintrags von Arzneimitteln, hormonell wirksamen
Substanzen und anderen Xenobiotika,

e Beratungs-, Informations- und Qualifikationsmanahmen der Landwirte,
insbesondere zum Wasser- und Bodenschutz und

o starkere Zusammenarbeit mit der Wasserwirtschaft, zum Beispiel im Rahmen
freiwilliger Kooperationen.

6.3 Industrie, Kommunen und Haushalte

6.3.1 Sachstand

Viele vom Menschen hergestellte oder ausgeschiedene Substanzen, seien es Nahrstoffe,
Schadstoffe oder Medikamente, finden sich friiher oder spater in der Meeresumwelt wieder,
mit meist unerwiinschten, negativen Folgen. Wahrend einige Substanzen im Laufe der Zeit
abgebaut werden, reichern sich andere im Meerwasser, in den Meeresorganismen oder in
den Sedimenten am Meeresboden an. Vor allem langlebige Schadstoffe konnen
Meeresorganismen auf verschiedenste Weise beeintrachtigen oder schadigen. Uber die
Nahrungskette erreichen sie dann auch wieder den Menschen. Selbst in Sedimenten
abgelagerte Substanzen sind weiterhin ein Gefahrenpotenzial, weil sie remobilisiert werden
kdénnen.

6.3.2 Bewertung

Die Eintrdge und Emissionen von Nahr- und Schadstoffen aus Industrie, Kommunen und
privaten Haushalten in Deutschland konnten in der Vergangenheit betrachtlich reduziert
werden. Dies wurde im Wesentlichen durch die verbesserte Reinigung von Abluft und
Abwasser seit den 80er Jahren erreicht. 94 Prozent der Abwassermenge in Deutschland
werden mit dem hoéchsten EU-Standard behandelt.

Zu den positiven Ergebnissen haben vor allem auch Filteranlagen zur Rlckhaltung von
kontaminierten Stauben, der flachendeckende Einsatz biologischer Reinigungsstufen und die
gezielte Entfernung von Phosphor- und Stickstoffverbindungen sowie anderer organischer
und anorganischer Schadstoffe aus dem Abwasser in kommunalen und industriellen
Abwasserbehandlungsanlagen beigetragen.

Trotzdem zeigt die Eutrophierung von Nord- und Ostsee sowie der Nachweis von uber 250
organischen und 50 anorganischen Substanzen in Meeressaugetieren wie Robben und
Walen deutlich, dass der Eintrag von Nahr- und Schadstoffen in die Meeresumwelt
wesentlich weiter zu mindern ist.
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6.3.3 Ziele

Die dazu auf internationaler und regionaler, bzw. EU Ebene beschlossenen Ziele sind in der
Einleitung zu Kapitel 6 unter 6.1 ausfiihrlich dargestellt.

6.3.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Es zeichnet sich schon heute ab, dass das Ziel der OSPAR Strategie zur Bekdmpfung der
Eutrophierung bis 2010 nicht erreicht werden kann. Umso mehr missen die Ziele durch
weitere konsequente Umsetzung der nachfolgenden MaRnahmenpakete verfolgt werden. Bei
allen Malinahmen sind die Auswirkungen auf die Geblhrenhdhe zu beachten.

6.3.4.1 MalRnahmen in Umsetzung der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Fur die prioritaren Stoffe sieht die WRRL innerhalb von 20 Jahren die schrittweise
Verringerung und flr prioritare gefahrliche Stoffe die schrittweise Beendigung, bzw. die
Einstellung von Einleitungen, Emissionen und Verlusten vor. Fir die prioritaren gefahrlichen
Stoffe ist das Endziel, flr natirlich vorkommende Stoffe Konzentrationen in der Nahe der
Hintergrundwerte und fir anthropogene synthetische Stoffe Konzentrationen nahe Null in der
Meeresumwelt zu erreichen.

Zur Umsetzung dieser Anforderungen erlasst die EU eine Richtlinie Gber Qualitdtsnormen im
Bereich der Wasserpolitik, die noch 2008 verabschiedet werden soll. Die EU- Kommission
wird so rasch wie mdglich nach Inkrafttreten der Richtlinie Leitlinien fur ihre Umsetzung
festzulegen.

6.3.4.2 MalRnahmen zur Reduzierung von Schadstoffen im Abwasser

e MalRnahmen zur ortsnahen Versickerung von gering belastetem Regenwasser, da
nach starken Regenfillen durch Uberldufe von Mischwasser (unter anderem
hausliches Abwasser und Regenwasser) in die Gewasser eingeleitete Schmutzfracht
hdher sein kann als die von kommunalen und industriellen
Abwasserbehandlungsanlagen,

e Entwicklung neuer Techniken zur Abwasserbehandlung wegen des vermehrten
Eintrages komplexer chemischer Verbindungen, Medikamenten und Zusatzstoffen
zur Koérperpflege und Reinigungsmitteln,

o Weiterentwicklung und Einsatz weitgehend abwasserfreier Techniken, wie sie bereits
bei der Altpapierverarbeitung, Fahrzeugreinigung und Rauchgasreinigung eingesetzt
werden sowie Schlielfung innerbetrieblicher Wasserkreislaufe,

e Minimierung des Einsatzes gefahrlicher Stoffe wo Abwasser unvermeidlich ist, und
Prifung ob in bestimmten Branchen auf den Einsatz gefahrlicher Stoffe verzichtet
werden kann,
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Kontrolle der Eintrage gefahrlicher Stoffe Uber Biotests, die alle Stufen der
Okosysteme abbilden,

Test der biologische Abbaubarkeit von Stoffen mit und ohne Sauerstoff sowie Test
des erbgutverdndernden Potentials von Stoffen,

Verbesserung der Behandlung stadtischen Regenabwassers und

Weiterer Ausbau effektiver Stickstoff- und Phosphorelimination bei industriellen und
kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen.

6.3.4.3 Anlagenbezogene MalRnahmen in Umsetzung der Europaischen Richtlinie Uber die

integrierte  Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (IVU-
Richtlinie)

Anwendung der besten verfugbaren Techniken zur integrierten Vermeidung und
Verminderung von industriellen Emissionen in Luft, Wasser und Boden, die auch den
Meeresschutz einschlielit,

Flachendeckende Umsetzung der besten verfugbaren Techniken sowie von
MafRnahmen, die sich aus der Wasserrahmenrichtlinie ergeben, zum Beispiel weitere
Emissionsreduzierung, wenn das Ziel des guten chemischen Zustandes fur die
prioritdren und flr die prioritdren gefahrlichen Stoffe in den Gewassern nicht erreicht
wird und

Anpassung der erforderlichen MaRnahmen bei den vorhandenen Industrieanlagen
wie zum Beispiel Pipelines und Tanklager, um Unfalle zu verhindern und deren
Folgen zu begrenzen.

6.3.4.4 Mallnahmen im Bereich der Chemikalienpolitik

Die fur die Stoffbewertung bendtigten Informationen werden im Rahmen der neuen
Europédischen Chemikalienpolitik mit REACH ("Registrierung, Bewertung und
Zulassung chemischer Stoffe") fir Chemikalien mit einer Jahresproduktion von mehr
als einer Tonne von den Herstellern oder Importeuren geliefert und gegentber der
Européischen Chemikalienagentur (ECHA) verfigbar gemacht, um die Angaben der
Unternehmen zu den Risiken dieser Chemikalien fir Mensch und Umwelt prifen und
gegebenenfalls weitere Mallnahmen zur Risikominderung ergreifen zu kénnen.

Chemikalien, die krebsférdernd, frucht- oder erbgutschadigend und langlebig sind
oder sich langfristig im Gewebe und der Umwelt anreichern, kénnen nach REACH
einem Zulassungsverfahren unterstellt werden.

Einflhrung einer verpflichtenden Substitutionsanalyse durch den Antragsteller im
Rahmen dieses Zulassungsverfahrens und
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e Berucksichtigung des Einsatzes weniger gefahrlicher, bzw. ungefahrlicher Ersatzstoffe
oder von alternativen Fertigungsmethoden von vorneherein bei der Auslegung von
Herstellungsprozessen, wenn dies flr Hersteller und Zubereiter wirtschaftlich vertretbar
ist.

6.3.4.4 Phosphorelimination und Rickgewinnung aus Abwasser

Phosphor tragt zu Uberdiingungserscheinungen in den Gewassern bei und wird dem
Abwasser vor Einleitung in die Gewasser nach dem Stand der Technik entzogen. Er ist
gleichzeitig ein unersetzbarer Rohstoff, der als Wertstoff zurlick gewonnen werden sollte. In
Fallen, in denen Phosphor im Abwasser von Bedeutung ist, sollten deshalb gezielte
Rickgewinnungsmalinahmen zum Einsatz kommen. Auf eine Phosphorelimination, bei der
Phosphor in eine nicht pflanzenverfigbare Form Gberfihrt wird (klassische Phosphorfallung),
sollte weitgehend verzichtet werden.

6.4 Sonstige Aktivitaten

6.4.1 Kernenergie

6.4.1.1 Sachstand

In der Nord- und Ostsee findet sich - wie auch in den Ubrigen Weltmeeren- vom Menschen
eingebrachte Radioaktivitat, vor allem in den Sedimenten. Diese kilinstliche Radioaktivitat
entstammt Ableitungen radioaktiver Abwasser der nuklearen Wiederaufarbeitungsanlagen in
Sellafield an der Irischen See und La Hague im Englischen Kanal seit Anfang der siebziger
Jahre, aber auch den Fallouts aus atmospharischen Nuklearwaffentests in den funfziger und
sechziger Jahren und des Reaktorunfalls von Tschernobyl im April 1986.

Die Abgabe von bestrahlten Brennelementen aus dem Betrieb deutscher Kernkraftwerke an
Wiederaufarbeitungsanlagen wie zum Beispiel in Sellafield und La Hague ist seit dem 1. Juli
2005 unzulassig. lhre Entsorgung wird ausschlieRlich durch direkte Endlagerung in tiefen
geologischen Formationen erfolgen. Deutschland leistet auf diese Weise einen Beitrag zur
Verwirklichung der 1998/2003 auf Ministerebene von Deutschland mit beschlossenen
OSPAR-Strategie fur radioaktive Substanzen. So werden die auf deutschen Abfall
zurtickgehenden Einleitungen, Emissionen und Verluste radioaktiver Substanzen auf Null
zurickgehen, wenn die in Sellafield und La Hague noch vorhandenen, abgebrannten
Brennelemente aus deutschen Kernkraftwerken wiederaufgearbeitet sind.

6.4.1.2 Bewertung

Verglichen mit der Konzentration der natirlichen Radionuklide im Meer ist die Konzentration
der vom Menschen eingebrachten Radionuklide sehr niedrig, so dass eine Geféahrdung der
Tier- und Pflanzenwelt oder eine gesundheitliche Beeintrachtigung der Bevolkerung durch
den Verzehr von Fisch oder anderen Meeresprodukten nicht zu beflirchten ist.
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6.4.1.3 Ziele

Deutschland wird ,die Verschmutzung der Meeresumwelt durch ionisierende Strahlung
verhiten durch eine fortschreitende substantielle Verminderung von Einleitungen,
Emissionen und Verlusten radioaktiver Stoffe, mit dem endgultigen Ziel von Konzentrationen
in der Umwelt nahe den Hintergrundwerten fur naturlich vorkommende radioaktive Stoffe und
nahe Null fir kiinstliche radioaktive Stoffe". Dies entspricht der OSPAR-Strategie flr
radioaktive Substanzen.

6.4.1.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Bis 2020 sollen die Eintrage radioaktiver Stoffe so weit gesenkt werden, dass die
Konzentrationsanstiege, die Uber die bereits vorhandenen Konzentrationen (bezogen auf
den Zeitraum 1995 bis 2001) hinausgehen, nahe Null sind.

6.4.2 Verkehr
6.4.2.1 Sachstand

Emissionen von Stickstoffoxiden, Kohlendioxid und Partikeln aus dem Verkehr werden -
hauptsachlich Uber den Luftpfad - in die Meere eingetragen. Dort konnen sie sich negativ auf
die Okosysteme und ihr langfristiges Nutzungspotential auswirken.

Durch verschiedene verkehrspolitische MaRhahmen konnte der Gesamtausstol® folgender
Luftschadstoffe in Deutschland von 1990 bis 2005 erfolgreich verringert werden:

e Kohlenmonoxid um zirka 67 Prozent,
e Stickstoffoxide um zirka 50 Prozent und
¢ Kohlenwasserstoffe um zirka 65 Prozent, verglichen mit 1990.

Vor allem der Kohlendioxid-Ausstol3 des Verkehrs konnte seit 1999 dank des geringeren
Verbrauchs von Kraftstoff, steigender Kraftstoffpreise, einem sprunghaft gestiegenen Anteil
von neu zugelassenen Dieselfahrzeugen und nicht zuletzt auch der Okologischen
Steuerreform verringert werden. Allerdings liegen die Emissionen von Kohlendioxid aus dem
Verkehrssektor immer noch Uber den Werten im Jahre 1990, da die Verbesserung der
spezifischen Effizienz durch die Zunahme der Verkehrsleistung Gberkompensiert wurde.

Der Ausstol von Luftschadstoffen wird in den nachsten zehn Jahren noch weiter
zurlckgehen, wenn sich schadstoffarme Fahrzeuge weiter in der Fahrzeugflotte durchsetzen
und die verscharften Abgasvorschriften fir Pkw (EURO 5/6) Anwendung finden und fiir Lkw
(EURO V1) verbindlich eingeflihrt werden.

6.4.2.2 Bewertung
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Verkehrsbedingte Stickstoffeintrage (ber den Luftpfad sind noch immer eine erhebliche
Ursache firr die Eutrophierung von Nord- und Ostsee. So hatte der Verkehr im Jahr 2000
einen Anteil von rund 55 Prozent an den Stickstoffoxid-Gesamtemissionen, seit 2003 ist er
erstmals auf unter 50 Prozent gefallen.

Fir die Emission des Treibhausgases Kohlendioxid und deren negative Auswirkungen wie
die Erderwarmung, Meeresspiegelanstieg und Versauerung der Meere ist der Verkehr zu
einem erheblichen Teil mitverantwortlich.

6.4.2.3 Ziele

Stickstoffeintrage und die CO2-Emissionen des Verkehrs werden weiter reduziert.

Ab 2010 werden nicht mehr als 1,051 Millionen Tonnen Stickstoffoxide emittiert. Dies
entspricht der Vorgabe der europdischen NEC-Richtlinie  Uber nationale
Emissionshdchstmengen fiir bestimmte Luftschadstoffe.

6.4.2.4 \Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Die europaische Luftqualitatsrahmenrichtlinie, die in Verbindung mit einer Tochterrichtlinie
Grenzwerte fiir Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Partikel und Blei in der Luft vorsieht, sowie
die NEC-Richtlinie werden zlgig umgesetzt.

Die Bundesregierung treibt die weitere Senkung der Emissionen von Seeschiffen in der IMO
voran.

In der Binnenschifffahrt arbeiten die Zentrale Kommission fir die Rheinschifffahrt und die EU
in Abstimmung mit dem Gewerbe und der Industrie an einer Weiterentwicklung der
Vorschriften. Hierbei ist Deutschland einer der wichtigsten Impulsgeber. Darlber hinaus
wurden in Deutschland Forderprogramme zur Anschaffung neuer emissionsarmerer
Dieselmotoren sowie zur Nachristung alterer Motoren eingereicht, um den
Modernisierungsprozess in der Binnenschifffahrt durch Gewahrung finanzieller Anreize zu
beschleunigen.

Die Bundesregierung setzt sich EU-weit fiir eine weitere Reduzierung vor allem der
Partikelemissionen sowie der Stickstoffoxide ein. Mit der Verabschiedung der Verordnung
(EG) Nr. 715/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 Uber die
Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten
Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und 6) und Uber den Zugang zu
Reparatur- und Wartungsinformationen fir Fahrzeuge werden ab dem 3. Quartal 2008 die
ersten Euro 5 Fahrzeuge auf den Markt kommen. Ein Vorschlag der EU-Kommission flr
EURO VI fur schwere Nutzfahrzeuge liegt bereits vor und wird in den Europaischen Gremien
zur Zeit beraten.

Zur Reduktion der Kohlendioxid-Emissionen sind geeignete und aufeinander abgestimmte
Malnahmen zur ergreifen, mit denen die notwendige Reduktionen auch in diesem Bereich
realisiert werden kénnen.
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7. Meeresforschung fur die Zukunft

7.1 Sachstand

Deutschland besitzt eine leistungsstarke Meeresforschung zur Beantwortung vielfaltiger
Fragen rund um das Meer. Die wissenschaftliche Meeresforschung wird in Zentren und
Instituten der groflen Forschungsorganisationen — vor allem der Helmholtz-
Gemeinschaft, der Leibniz-Gemeinschaft und der Max-Planck-Gesellschaft — , der
Ressortforschung des Bundes, spezialisierten Landesinstituten und einer Reihe von
Universitaten mit international hochstem Anspruch und Anerkennung betrieben.

Die Forschungskapazitdten der Universitdten und auleruniversitdren Einrichtungen auf
gemeinsame Fragestellungen zu fokussieren, ist dabei Aufgabe des Bundesministeriums flr
Bildung und Forschung gemeinsam mit den Landern. Diese integrierende
Herangehensweise wird deutlich in den neuen Exzellenzclustern ,, The Future Ocean”
in Kiel, ,The Ocean in the Earth System® in Bremen und ,Integrated Climate System
Analysis and Prediction (CliSAP) in Hamburg oder durch Grindung neuer
interdisziplinarer Fakultaten wie das Departement ,Maritime Systeme® an der
Universitat Rostock.

Zur Meeresforschungspolitik gehort auch, gemeinsam mit den Partnern die Nutzung der
vorhandenen Groligerate — wie Schiffe oder Forschungsstationen — zu organisieren und den
Bedarf an Erneuerung und Ausbau dieser Infrastrukturen politisch zu vertreten.

In Eigeninitiative haben mafRgebliche deutsche Forschungseinrichtungen und Universitaten
das "Konsortium Deutsche Meeresforschung" (KDM) gegriindet, das die Zusammenarbeit
der Meeresforschung bis hin zur Entwicklung gemeinsamer Forschungsprogramme
vorantreibt. Darlber hinaus ist die deutsche Kisten- und Meeresforschung eng in
europaische und internationale Programme und Kooperationen eingebunden. So koordiniert
die  Deutsche  Wissenschaftliche = Kommission  fur  Meeresforschung  (DWK)
institutionsubergreifend die nationalen Arbeiten mit dem Schwerpunkt Fischereiforschung fur
den Internationalen Rat flir Meeresforschung (ICES).

Ein verbindendes Element der deutschen Meeresforschung ist das Forschungskonzept
"Lebensraum Erde" des Bundesministeriums flir Bildung und Forschung. Es zielt auf ein
Gesamtverstandnis der Ablaufe in der Erdkruste, den Ozeanen, den Randmeeren, den
Polkappen und der Atmosphare ab.

Erganzt wird diese vorwiegend auf Grundlagenerkenntnisse ausgerichtete Forschung durch
anwendungsorientierte Konzepte, etwa das Forderkonzept ,High-Tech-Strategie flr den
Klimaschutz®.
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Ein weiterer wichtiger Bestandteil der Forschung ist die Umweltuberwachung (Monitoring)
zum Beispiel im Rahmen des Bund-Lander-Messprogramms fir die Meeresumwelt der Nord-
und Ostsee (BLMP). Sie gehort zu den direkten staatlichen Aufgaben und beteiligt die
Einrichtungen der Meeresforschung.

Um unser Verstandnis der zentralen Rolle der Ozeane im Klimasystem zu verbessern und
die Anderungen, die durch den Klimawandel eintreten, friihzeitig zu erfassen, sind vor allem
Untersuchungen der physikalischen und chemischen Eigenschaften des Meerwassers
(Ozeanographie) und des Aufbaus des Meeresbodens notwendig.

Das Klima wird aber auch malfigeblich von Mikroorganismen und Planktonlebewesen in den
Meeren beeinflusst. Sie wirken auf den Nahrstoffgehalt im Wasser und auf die Bestandteile
der Luft ein. In der marinen Umweltforschung werden daher die biogeochemischen
Stoffkreislaufe, die Rolle einzelner Arten und die Biodiversitat untersucht.

Die marinen Geowissenschaften erforschen die Rolle der Kontinentrander bei der
Entstehung von Vulkanismus und Tsunamis und liefern das Basiswissen fur die Entwicklung
von Fruhwarnsystemen zum Schutz von Mensch und Umwelt.

In der deutschen Meeresforschung werden zunehmend mathematische Modelle einbezogen.
Damit werden Daten systematischer erhoben als bisher, die Entwicklung der Meeresumwelt
wird nachvollziehbar und Prognosen flir die Zukunft werden ermdglicht.

Zunehmend gewinnt auch die wirtschaftlich verwertbare, angewandte Meeresforschung an
Bedeutung. Die Lebewesen in den Meeren haben sich mit einer breiten Palette an
Eigenschaften ihren besonderen Umweltbedingungen angepasst, die Vorbild fir
biotechnologische Ldsungen (Bionik, Nanotechnologie), Produkte (Naturstoffe) und
Verfahren (Biodiagnostik) geben kénnen. Diese kdnnen in vielen Bereichen wie Medizin,
Kosmetik und Lebensmittelherstellung Anwendung finden. Die marinen Geowissenschaften
wiederum tragen zur Vorerkundung von Lagerstatten energetischer und mineralischer
Rohstoffe bei.

Die Fischereiwissenschaft leistet ihren Beitrag zur Bestandserfassung und Okologie von
Nutzfischarten, und damit zum Erhalt oder Wiederaufbau einer wichtigen
Nahrungsgrundlage. Mit der Forschung zur marinen Aquakultur sollen neue Wege gefunden
werden, umweltschonende Aufzuchtbedingungen fiir Meeresprodukte zu entwickeln und
auch so dem Raubbau an den Meeren entgegenzuwirken.

Fordermittel fir anwendungsnahe Forschungsprojekte im Bereich Kistenschutz koénnen
beim BMBF Uber das Kuratorium flr Forschung im Kisteningenieurwesen (KFKI) beantragt
werden. Es bildet den Zusammenschluss der auf diesem Gebiet tatigen Fachverwaltungen
des Bundes und der Kistenlander.

Das Bestreben, die Meere sowohl zu nutzen als auch zu schitzen, setzt ein tiefes
Verstandnis aller chemischen, physikalischen, geologischen und biologischen Prozesse im
Meer und im Meeresboden voraus. Dies erfordert eine Messtechnik, die hohe Anforderungen
erfillen muss. Trotz sehr starker Beanspruchung muss diese Technik wartungsarm,
zuverldssig und sehr prazise funktionieren. Erganzt werden die meergebundenen
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Messsysteme durch Spezialflugzeuge — zum Beispiel die Untersuchung von Klima-
Parametern und der Atmosphare durch das neue Hoéhenforschungsflugzeug HALO — und
insbesondere durch satellitengestitzte Messverfahren.

7.2 Bewertung

Die deutsche Meeresforschung hat unser Wissen Uber die Meere weit vorangetrieben.
Moderne Forschungsmethoden und fortwdhrende Umweltiberwachung lassen uns das
Funktionsgeflecht innerhalb der Meere und die Zusammenhange zwischen Meer und
Klimaentwicklung immer besser verstehen. Die wachsenden Erkenntnisse er6ffnen neue
Méglichkeiten zur Nutzung des Meeres, aber auch neue Einsichten tber seine Gefahrdung.

Voraussetzung fur die nachhaltige Nutzung und den Schutz der Meere ist eine freie
Forschung, die sich ihrer Verantwortung bewusst ist und deren Untersuchungsmaoglichkeiten
nicht eingeschrankt sind. Die Gestaltung und Umsetzung der Europaischen Integrierten
Meerespolitik wird durch deutsche Forschungsleistung maRgeblich geférdert.

7.3 Ziele

Ziel der Meeresforschung ist es, unterstiitzt durch moderne Technologien die chemischen,
physikalischen, geologischen und biologischen Vorgdnge im Meer sowie ihre
Wechselwirkungen untereinander und im Zusammenhang mit dem Gesamtsystem Erde zu
verstehen.

Damit bauen wir unsere Kenntnis Uber die Auswirkungen menschlichen Handelns auf das
Okosystem Meer und die Rolle der Meere im Klimageschehen aus. Auf dieser Grundlage
werden wir Konzepte flir den verantwortungsvollen, nachhaltigen Umgang mit den Meeren
weiterentwickeln und umsetzen.

Die Meeresforschung ist damit fester Bestandteil staatlicher VorsorgemalRnahmen.
7.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?

Um diese anspruchsvolle Zielsetzung zu erfullen, muss die Forschung auf verschiedenen
Ebenen weiter voran gebracht werden. Unter Berlcksichtigung internationaler
Verpflichtungen ergibt sich aus den genannten Zielsetzungen Forschungsbedarf in folgenden
Bereichen:

o Erarbeitung eines verbesserten Systemverstindnisses mit Erfassung der
Wechselwirkung zwischen den physikalischen, chemischen und biologischen
Komponenten der Meere im Erdsystem, einschlieRlich deren Modellierung.

o Ausbau der Grundlagen fur ein tieferes Verstdndnis der Rolle der Meere als
Klimafaktor und der Rickwirkungen von Klimadnderungen auf das Meer.
o Identifizierung und Bewertung der natdrlichen und der menschenbedingten

Belastungen der Randmeere, der Kustenregion und der offenen Ozeane, Erforschung
ihrer Dynamik und Auswirkungen.




58

Entwicklung von Verfahren zur Beschreibung und Bewertung des Zustandes der
Meere, zur Vorhersage von Anderungen und/oder zu ihrer Beseitigung. Dies schlief3t
diejenigen Belastungen mit ein, die ihren Ursprung tief im Hinterland haben.

_ Verbesserung von Methoden zur klima- und umweltbezogenen Erforschung und
Uberwachung des Meeres und zur schonenden Nutzung lebender und nicht-lebender
Ressourcen.

Begleitende Forschung zur Umsetzung des Okosystemansatzes sowie Erforschung
der kumulativen und latenten Auswirkungen der zunehmenden Nutzung der Meere auf
marine Okosysteme.

Weiterentwicklung von Strategien flr eine nachhaltige Umweltékonomie und ein
verbessertes Management insbesondere hinsichtlich der Nutzung biologischer
Ressourcen (Okosystem-Management-Ansatz).

Untersuchungen zur Bestandssituation und zur Populationsdynamik von
Meeresorganismen und der sie umgebenden Umwelt.

Steigerung der Effizienz autonomer mariner Messsysteme zum Beispiel durch eine
umweltfreundliche und stabile Energieversorgung oder energiedrmere und effizientere
Verfahren der Informationsubertragung.

Weiteren Ausbau der internationalen Abstimmungsverfahren der Férdererprogramme
der Meeresforschung, vor allem mit EU-Mitgliedstaaten und der EU-Kommission zur
Starkung des Européaischen Forschungsraumes auf Basis gemeinsamer Programme und
Strukturen (ERA-Nets).

Entwicklung von Anpassungsoptionen und -—strategien fir die Schifffahrt und
Wasserstralten auf Basis der Bestandsaufnahme ,Zukunft gestalten im Zeichen des
Klimawandels — Schifffahrt und Wasserstral3en in Deutschland®.

Wichtige Einrichtungen der deutschen Meeresforschung

Konsortium Deutsche Meeresforschung (KDM):
http://www.deutsche-meeresforschung.de

In der Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszentren (HGF):

¢ Alfred Wegener Institut fir Meeres- und Polarforschung (AWI):
http://www.awi-bremerhaven.de

e Forschungszentrum Geesthacht (GKSS) - Institut fir Kistenforschung:
http://www.gkss.de

In der Leibniz-Gemeinschaft (WGL):

o Leibniz-Institut fir Meereswissenschaften Kiel (IFM-GEOMAR):
http://www.ifm-geomar.de

e Institut fur Ostseeforschung Warnemiinde (IOW):
http://www.io-warnemuende.de

e Forschungsinstitut Senckenberg (FIS):
http://www.senckenberg.de

In der Max-Planck-Gesellschaft (MPG):
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o Max-Planck-Institut fir marine Mikrobiologie Bremen:
http://www.mpi-bremen.de

e Max-Planck-Institut fiir Meteorologie Hamburg:
http://www.mpimet.mpg.de

Bundeseinrichtungen:
e Bundesamt flr Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH):
http://www.bsh.de
e Johann Heinrich von Thiinen-Institut (VTI), Bundesforschungsinstitut fir Landliche
Raume, Wald und Fischerei:
http://www.vti.bund.de
¢ Bundesanstalt fir Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR):
http://www.bgr.bund.de/

Bund-Landereinrichtung:

e Kuratorium flr Forschung im Kisteningenieurwesen (KFKI):
http://kfki.baw.de

e Bund-Lander Messprogramm Meeresumwelt (BLMP):
http://www.blmp-online.de

Landeseinrichtungen:

e Terramare:
http://www.terramare.de

e Marum:
http://www.marum.de

Weitere Einrichtungen mit Bezug zur Meeresforschung finden Sie bei der Deutschen
Gesellschaft fir Meeresforschung DGM:
http://www.meeresforschung.de

8. Grundlagen, Konzepte und Instrumente fur unser Handeln

8.1 Das Dreieck der Nachhaltigkeit

Das Leitbild der Nachhaltigkeit ist Grundprinzip des politischen Handelns und integriert
Okologische, 6konomische und soziale Belange. 1992 haben sich die Vereinten Nationen
zum Leitbild der nachhaltigen Entwicklung bekannt, indem sie in Rio de Janeiro ein globales
entwicklungs- und umweltpolitisches Aktionsprogramm verabschiedeten. Mit der "Agenda
21" erklarte sich jeder der Uber 170 Unterzeichnerstaaten - auch Deutschland - bereit, das
Leitbild national in allen Politikbereichen unter Beteiligung von Gesellschaft und Wirtschaft
umzusetzen. Die Bundesregierung hat 2002 eine Strategie vorgelegt, die fur alle Politikfelder
konkrete Nachhaltigkeitsziele formuliert. 2005 hat Bundeskanzlerin Angela Merkel im
Koalitionsvertrag festgeschrieben, die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie aufzugreifen und
weiterzuentwickeln.
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Die Politik der Bundesregierung berucksichtigt, dass eine gesunde Umwelt und der
schonende Umgang mit unseren Ressourcen Voraussetzungen flr eine langfristige stabile
wirtschaftliche und soziale Entwicklung sind. Dabei muss jede Generation ihre Aufgaben
I6sen und darf sie nicht den nachkommenden Generationen aufbirden. Die Natur und ihre
Funktionen muissen erhalten und die Lebensgrundlagen heutiger und zukulnftiger
Generationen gesichert werden.

Auch die nationale Meeresstrategie ist eingebettet in das Leitbild der Nachhaltigen
Entwicklung und stellt dar, wie jeder Einzelne von uns, die Politik und der Gesetzgeber dazu
beitragen kdnnen und sollten, einen guten Zustand unserer Meeresumwelt als Grundlage flr
deren nachhaltige Nutzung zu erreichen oder zu erhalten.

Nachhaltige Nutzung und Schutz der Meere sollen unter anderem durch die Anwendung der
nachfolgend beschriebenen Instrumente sichergestellt werden.

8.2 Okosystemansatz

Auf der 2003 von der Bundesrepublik Deutschland in Bremen ausgerichteten gemeinsamen
Ministerkonferenz der beiden Kommissionen zum Schutz des Nordostatlantiks (OSPAR) und
des Ostseegebiets (HELCOM) wurde der Okosystemansatz definiert und beschlossen, in
Deutschland bis 2010 die ndtigen MaRnahmen zur Umsetzung des Okosystemansatzes
weiterzuentwickeln und anzuwenden.

Der Okosystemansatz verlangt ein umfassendes integriertes Management menschlicher
Aktivitdten mit dem Ziel, diejenigen menschlichen Einflisse zu identifizieren und zu
beeinflussen, die den Gesundheitszustand der komplexen und dynamischen
Meeresokosysteme beeintrachtigen. Damit soll die nachhaltige Nutzung der natirlichen
Glter und Leistungen der Okosysteme erreicht und ihrer Integritdt erhalten werden. Der
Okosystemansatz baut auf den bestverfiigbaren wissenschaftlichen Erkenntnissen tber die
Meeresbkosysteme und ihre Dynamik auf.

Die Anwendung des Okosystemansatzes bedingt, dass die Ziele des Meeresschutzes in
allen Dbetreffenden Politikbereichen angemessen berlcksichtigt werden. Dafur ist es
notwendig, samtliche Interessengruppen und Entscheidungstrager in die Bewirtschaftung der
Kisten- und Meeresrdume in Form von integrieten Managementkonzepten mit
einzubeziehen. Ein zentraler Teil ist dabei die Anwendung des Vorsorgeprinzips.

Der Okosystemansatz, dessen Umsetzung sich noch im Anfangsstadium befindet, hat
weltweit Gultigkeit. Er ist nicht nur Grundlage der Arbeiten von OSPAR und HELCOM. Er ist
auch ein wesentlicher politischer Baustein des Weltgipfels flir nachhaltige Entwicklung
(WSSD) 2002 in Johannesburg, des Ubereinkommens (iber die Biologische Vielfalt (CBD)
und des Rechts der Europaischen Union.

8.3 Integriertes Kustenzonenmanagement (IKZM)
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Integriertes Kiistenzonenmanagement (IKZM) will dazu beitragen, den Kistenbereich als
sicheren, Okologisch intakten und wirtschaftlich prosperierenden Lebensraum fir den
Menschen zu entwickeln und zu erhalten.

Die vom Europaischen Parlament im Mai 2002 verabschiedete Empfehlung zur Umsetzung
einer Strategie fir ein Integriertes Management der Kistengebiete in Europa bildet den
Rahmen fur die im Fruhjahr 2006 vom Kabinett beschlossene und der Europaischen
Kommission Ubersandten nationalen IKZM-Strategie.

Die nationale Strategie versteht Integriertes Kustenzonenmanagement als freiwilligen,
unburokratischen Ansatz der durch gute Integration, Koordination, Kommunikation und
Partizipation eine nachhaltige Entwicklung des Kisten- und Meeresbereichs in den durch die
natlrliche Dynamik und Belastbarkeit gesetzten Grenzen unterstitzen will. Es ist zum einen
ein Prozess, der als Leitbild alle Planungs- und Entscheidungsbereiche durchdringen soll
und zum anderen ein Instrument der formalen Verfahren vorgelagerten ldentifikation von
Entwicklungsmdglichkeiten und  Konfliktpotentialen  sowie  der  unburokratischen
Konfliktldsung. Insofern kann das integrierte Kustenzonenmanagement u. a. auch fiur die
Raumordnung einen Orientierungsrahmen bilden.

Die nationale IKZM-Strategie hat folgende zentrale Ziele und Aufgaben:

o |IKZM soll eine nachhaltige Entwicklung des Kisten- und Meeresbereichs mit seinen
spezifischen 6kologischen, ékonomischen und sozialen Eigenschaften férdern und
die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung unterstutzen.

o |KZM stellt ein Leitbild fir politisches und gesellschaftliches Handeln auf allen
Ebenen im Kistenbereich dar und zielt darauf, die Koordination der Entwicklung des
Kistenbereichs in umfassender Betrachtungsweise und durch Integration aller
Belange zu verwirklichen.

e |KZM bezieht alle relevanten Politikbereiche, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen
Akteure, gesellschaftlichen Gruppen und Verwaltungsebenen in den Prozess ein, um
Entwicklungspotenziale friihzeitig zu erkennen, konsensfahige LdOsungen zu
identifizieren und Konflikte zu l6sen.

o |IKZM versteht sich als kontinuierlicher Prozess, der die Phasen der Planung,
Umsetzung und Evaluation von Veranderungen im Kustenbereich verbindet, um so
Erfahrungen bestmoglich fir die Zukunft nutzbar zu machen.

Basierend auf der Bestandsaufnahme aller relevanten Aktivitdten im Kistenbereich gilt es,
die nationale IKZM-Strategie in den nachsten Jahren zu konkretisieren, Handlungs- und
Aktionsfelder zu identifizieren und vorrangige Inhalte umzusetzen.

Hierfur bedarf es wunter anderem der weiteren Optimierung des vorhandenen
Instrumentariums entsprechend den IKZM-Grundsatzen, der Umsetzung und Evaluierung
von ,best practice“-Projekten, der kontinuierlichen Fortschreibung der Bestandsaufnahme
und Strategie sowie ggf. der Entwicklung und Anwendung von praktisch handhabbaren
IKZM-Indikatoren.
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8.4 Raumordnung im Kusten- und Meeresbereich

Raumordnung hat die klassische Aufgabe der Ordnungsfunktion fiir das Meer mit gesetzlich
festgelegten Bindungswirkungen flr konkrete raumbedeutsame Planungen und
Maflnahmen.

Auf Grund ihrer integrativen Betrachtungsweise nach dem Prinzip der nachhaltigen
Entwicklung ist die Raumordnung ein wichtiges Instrument, um die zunehmenden Konflikte
im Meeresbereich koordiniert zu 16sen. Die Leitvorstellung flr die Raumordnung im Kisten-
und Meeresbereich — einschlielllich der AWZ - ist wie an Land eine nachhaltige
Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Anspriiche an den Raum mit seinen
Okologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, grof3raumig
ausgewogenen Ordnung flhrt.

Dabei sind zum Schutz der Meeresumwelt die natirlichen Lebensgrundlagen zu erhalten
und gegebenenfalls zu entwickeln. In diesem Zusammenhang kommt gerade im
Meeresbereich wegen seiner besonderen Sensibilitdt und der bestehenden Kenntnisliicken
dem Vorsorgeprinzip eine besondere Bedeutung zu. Inshesondere ist bei der Aufstellung des
Raumordnungsplanes eine strategische Umweltprifung durchzufihren und in der
abschlielienden Abwagung der Ziel- und Grundsatzfestlegungen zu berlicksichtigen.

Fir die AWZ ist mit der Novelle des Raumordnungsgesetzes im Jahre 2004 die
Rechtsgrundlage fir eine Raumordnung in der Zustandigkeit des Bundes geschaffen
worden.

Zur Festlegung von konkreten Zielen und Grundsatzen der Raumordnung in der AWZ bedarf
es der Ermittlung einzelner Nutzungs- und Schutzanspriiche, der Beteiligung offentlicher
Stellen, der Offentlichkeit, der Bundeslander und der Anrainerstaaten bei der Erstellung des
Planentwurfs. Die Umweltauswirkungen von planerischen Festlegungen mussen ermittelt,
beschrieben und bewertet werden. Die Ergebnisse der Umweltpriifung sind in einem
Umweltbericht zu dokumentieren.

Die Festlegung von Zielen und Grundsatzen der Raumordnung einschlieRlich der
Festlegungen von Gebieten fir einzelne Nutzungen (textliche und kartografische
Darstellung) erfolgt unter Berlcksichtigung und Abwagung aller Belange, des
Umweltberichtes und der Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren. Darlber hinaus
bedarf es der kontinuierlichen Abstimmung der Planungen im Kistenmeer und in der AWZ
(auch der Anrainerstaaten) zur Erfassung von Ubergreifenden Auswirkungen der
raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen.

Der Bund hat Anfang 2005 mit der Aufstellung des Raumordnungsplanes flr die AWZ
begonnen. Fir die Kisten- und Meeresbereiche innerhalb der 12-Seemeilenzone sind die
Lander zustandig. Schleswig-Holstein erarbeitet derzeit ebenfalls einen Raumordnungsplan,
Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen haben  jungst entsprechende
Raumordnungsplane erlassen.

8.5 Umweltiuberwachung
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Die Umweltiiberwachung (Monitoring) beschafft naturwissenschaftliche Grundkenntnisse
Uber den zu schitzenden, zu bewirtschaftenden und zu beplanenden Meeresraum. Sie ist
ein wichtiges Kontroll- und Steuerungselement, das hilft, das Meer zu schutzen und die
Nutzung des Meeres 6kologisch und 6konomisch nachhaltig zu gestalten. Monitoring bietet
meereswissenschaftliche Planungsgrundlagen und Hilfen fir politische und 6konomische
Entscheidungen. Die Uberwachung von Nord- und Ostsee ist national im Bund-L&nder-
Messprogramm Nord- und Ostsee (BLMP) geregelt.

Das Programm BLMP wird durch das in Arbeit befindliche Projekt BLMP+ erganzt. Es soll
eine Ubergeordnete Gesamtschau fir ein Uberwachungsprogramm entwickeln, um den
veranderten nationalen wie europdischen und regionalen Anforderungen an die
Uberwachung der Meeresumwelt (WRRL, OSPAR, HELCOM, Natura 2000, MSRL)
zukunftig besser gerecht werden zu kénnen. Es soll auch geeignet sein, die ab 2009 im
Rahmen der Bewirtschaftungsplanung geforderte Zustandbeschreibung der Wasserkorper
zu erreichen. Das Projekt BLMP+ wird von einer Bund-Lander-Arbeitsgruppe
-Expertengruppe Meer* geleitet, die ein Bindeglied zwischen den Monitoringaufgaben der
WRRL und denen des Meeresschutzes und des Meeresnaturschutzes darstellt und auch die
Fortentwicklung des Datenmanagements koordiniert.

Ein wichtiges Element der operationellen Meeresbeobachtung in Europa wird auch das im
Aufbau befindliche GMES (Global Monitoring for Environment and Security) sein. Dieses zielt
auf die Bereitstellung wesentlicher Informationsgrundlagen fiir die Gestaltung von Strategien
und die Unterstitzung politischer Entscheidungen vor allem im Bereich der Europaischen
und globalen Umwelt. Ein ,Meeres-Dienst® zur Bereitstellung notwendiger Informationen zum
Zustand der Meeresumwelt und —sicherheit wird als einer von drei so genannten ,Fast-
Track® Diensten noch 2008 den pra-operationellen Dienst aufnehmen. Kiinftig verfligt Europa
mit GMES Uber eine neue Kapazitat zur Beobachtung und Bewertung des Zustands der
Meere und dessen Veranderung. Auch Deutschland, das sich maRRgeblich am Aufbau von
GMES beteiligt, wird auf diese Kapazitaten zugreifen kbénnen und diese gegebenenfalls im
Rahmen dedizierter, abgeleiteter Dienste noch erweitern konnen. GMES bildet so eine
wichtige Grundlage der Umsetzung dieser nationalen Strategie zur nachhaltigen Nutzung der
Meere und ein wertvolles Instrument zur Kontrolle ihrer Wirksamkeit.

In Vorbereitung der Erweiterung der europadischen GMES Kerndienste zur Befriedigung
nationaler Bedarfe in abgeleiteten (,Downstream®) Diensten stellt Deutschland seit Frihjahr
2008 hierzu die nationale Schnittstelle DeMARINE bereit. Die Forschung und Vorbereitung
von Diensten in DeMARINE sind zunachst auf drei Jahre ausgelegt und fokussieren auf die
Themen Umwelt und Sicherheit in der Region Nord- und Ostsee sowie Nordatlantik. Die
beteiligten Forschungsinstitutionen, Behérden und kleine und Mittelstandische Unternehmen
(KMU) untersuchen das Optimierungspotential durch den Einsatz von Fernerkundungsdaten
u.a. fir Fragestellungen des Wattenmeermonitorings, der Wasserqualitdt von
Kistenengewassern, Oldriftvorhersagen, Detektion von Schiffsbewegungen und Einfliissen
von Windkraftanlagen und Olbohrplattformen auf Strémungsverhaltnisse von Wind und
Wasser an der Meeresoberflache sowie Auswirkungen von Wellenbewegungen auf die
Stabilitat von Containerschiffen. Neben der Forschung zum kombinierten Einsatz von In-Situ-
Daten, terrestrischen, flugzeug- und satellitengestiitzten Daten wird die Einbindung der
Nutzer Uber das gemeinsame Nutzerblro beférdert. Dartber wird im Sinne von GMES
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sichergestellt, dass die Diensteentwicklungen sich an dem Bedarf der nationalen und
foderalen Nutzer orientieren.

GMES bildet einen europaischen Beitrag zum Vorhaben ,Global Earth Observation System
of Systems® (GEOSS), welchem Deutschland sich im Ergebnis des Nachhaltigkeitsgipfels
von Johannesburg wahrend des ersten Erdbeobachtungsgipfels 2003 in Washington
angeschlossen hat. GEOSS vernetzt weltweit Systeme zur Datenerhebung und
Bereitstellung fur vielfaltigste sozioOkonomische Nutzfelder wie Klima, Wasser oder
Okosysteme. Gerade bei inhdrent grenziiberschreitenden bis globalen Themen wie dem
Schutz der Meeresumwelt ist die internationale Koordination, auch im Bereich abgestimmter
Beobachtungsstrategien, von herausragender Bedeutung. Natlrlich sind sowohl GMES als
auch GEOSS fir diese Zwecke auch auf Beobachtungsergebnisse der
Satellitenfernerkundung sowie auf nationale ,In-Situ-Beobachtungen“ der Meeres- und
Kistenumwelt angewiesen.

8.6 Vernetztes Geodatenmanagement

Das vernetzte Geodatenmanagement verfolgt das Ziel, die nationalen, europaischen und
internationalen Kapazitaten zur Erhebung, Haltung und Bereitstellung von Geoinformationen
durch inhaltliche, technische und organisatorische Abstimmung zu bindeln. Dies betrifft in
besonderem Mal3e auch Informationen mit Relevanz fir den Schutz der Kusten und Meere.

Deutschland beteiligt sich maRgeblich am europaischen Erdbeobachtungsprogramm ,Global
Monitoring for Environment and Security® (GMES), in dessen Rahmen die vordringliche
Bereitstellung eines Monitoring-Dienstes zur ,Meeresiberwachung“ beschlossen wurde.

Mit dem Aufbau einer ,Infrastructure for Spatial Information in Europe“ (INSPIRE) forciert die
Europaische Kommission nationale Beitrage zur Herstellung von Transparenz,
Zuganglichkeit und Interoperabiltdt umwelt- und sicherheitsrelevanter Geodaten. Hierzu
zahlen auch die Daten der Meeres- und Kustenumwelt. Ziel ist es, raumbezogene
Informationen u. a. zum Zustand und zur Entwicklung des Bodens, der Luft und der Meere
grenziberschreitend verfiigbar zu machen. Mit dem Aufbau einer Geodateninfrastruktur fir
Deutschland (GDI-DE) - auch fiur den Schutz der Kisten und Meere - soll hierzu ein
deutscher Beitrag geleistet werden.

9. Ausblick

Die Zukunft unserer Gesellschaft hangt in starkem Male von dem Zustand der Weltmeere
ab. Die Meere spielen eine Schlisselrolle bei der Entwicklung des Klimas und bieten
potentiell erhebliche Chancen durch die Nutzung noch weitgehend unentdeckter und
ungenutzter unermesslicher Rohstoffe auf dem Meeresgrund, bergen aber auch ebenso
vielfaltige und wenig bekannte Gefahren und Risiken.

In den kommenden Jahren werden vor allem drei neue Entwicklungen in der
meeresbezogenen Industrie groRe Bedeutung haben:
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e Die Tiefenwasserférderung von Erddl und Erdgas wird sich nach den Prognosen in
einem Zeitraum von 2005 bis 2009 mehr als verdoppeln.

e Ol- und Gasressourcen in den eisbedeckten Gebieten der Arktis werden in den
nachsten Jahren eine zunehmend wichtige Rolle spielen.

o Die ,Offshore“-Windenergietechnologie “ wird in den nachsten Jahren insbesondere
in der Nord- und Ostsee weiter ausgebaut werden.

Grolde Wachstums- und Beschaftigungsperspektiven gibt es aber auch in anderen maritimen
Sektoren wie beispielsweise dem Schiffsbau oder der Meerestechnik. Auch das Thema
~Forschung und Innovation* wird in Zukunft noch wichtiger werden.

Trotz der wirtschaftlich interessanten Prognosen: Ressourcen, Potentiale und damit auch
Arbeitsplatze kénnen sich von einem Tag auf den anderen verschieben. Die Weltmeere
stehen schon jetzt in einem permanenten Spannungsfeld zwischen wirtschaftlicher Nutzung
und Umweltschutz. Auch in Zukunft wird die Art unseres Umgangs mit den Meeren der
Nutzung der natirlichen Ressourcen Grenzen setzen.

Deutschland und auch die Europaische Union sind dabei, neue Prozesse im Meer
anzustoflen, die gleichzeitig den Zustand der Weltmeere fliir Jahrtausende bestimmen
werden. Die Meere, so urteilt der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung ,Globale
Umweltveranderungen® bereits heute, werden ,zu warm, zu hoch und zu sauer” sein, um sie
auch in Zukunft wie gewohnt nutzen zu kénnen.

Der Klimawandel, der unlbersehbar groRe Veranderungen und Schaden fir die
Meeresumwelt und die Klsten mit sich bringt, sowie die weiter zunehmende Nutzung der
Meere stellen die nachhaltige Meerespolitik vor grofte Herausforderungen und erfordern
entschlossenes und vorausschauendes Handeln.

Klimawandel und Ozeanwandel sind untrennbar miteinander verbunden.

Ein solches vorausschauendes und verantwortungsbewusstes Handeln fihrt uns
zwangslaufig zu einer Meerespolitik, die bisher weitgehend isoliert betrachtete
Politikbereiche wie Schifffahrt, Fischerei, Offshore-Energie, Meeresschutz, Entwicklung der
Klstenbereiche zusammen bringt und miteinander vernetzt. Hierzu bedarf es des intensiven
Einsatzes aller Beteiligten, in Deutschland, der Europaischen Union, regional und weltweit.

Darlber hinaus missen uns vor Augen halten: wenn wir die Zukunft unserer Gesellschaft fir
die nachfolgenden Generationen nicht aufs Spiel setzen wollen, durfen wir den Wert der
Meere und Ozeane nicht nur als eine 6konomisch quantifizierbare GroRe und Ressource
betrachten, sondern den Wert der Meere als Teil der Natur anerkennen, respektieren und
bewahren.




10. Glossar

ACCOBAMS

ASCOBANS

AWI
AWZ
BGR

BLMP

BSAP
BSH

BSPA

CBD
CITES
CO;

DENGERETH

DGM
DWK
ECHA
EEG
EU
FAO

FFH-RL
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Ubereinkommen zum Schutz der Wale und Delfine im Mittelmeer,
Schwarzen Meer und angrenzenden Atlantik

Abkommen zur Erhaltung der Kleinwale in den Nordmeeren und der
Ostsee

Alfred Wegener Institut fir Meeres- und Polarforschung
Ausschlie3liche Wirtschaftszone
Bundesanstalt fiir Geowissenschaften und Rohstoffe

Bund-Lander-Messprogramm fir die Meeresumwelt der Nord- und
Ostsee

Ostsee — Aktionsplan der HELCOM
Bundesamt flir Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

ostseeweites Systems von Kusten- und Meeresschutzgebieten (Baltic
Sea Protected Areas)

Ubereinkommens (iber die Biologische Vielfalt

Washingtoner Artenschutzabkommen

Kohlendioxid

Denegereth-Plan, trilaterale  Vereinbarung  (2002)  zwischen
Deutschland, Danemark und den Niederlanden zur Zusammenarbeit
u.a. bei Olunfallen im Nordseegebiet

Deutsche Gesellschaft fur Meeresforschung

Deutsche Wissenschaftliche Kommission flir Meeresforschung
Europaische Chemikalienagentur

Erneuerbare-Energien-Gesetz

Europaische Union

Welternahrungsorganisation

Europaische Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie zur Erhaltung der
natirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen




FIS

GEOSS

GDI-DE

GKSS

GMES

HELCOM

HGF

ICES

IFM-GEOMAR

IKZM

IMO
INSPIRE

oW

IPCC

I[UU-Fischerei

IVU-Richtlinie

IwWC

KDM

KFKI

MARPOL

MPG

Forschungsinstitut Senckenberg

Global Earth Observation System of Systems

Geodateninfrastruktur fur Deutschland
Forschungszentrum Geesthacht — Institut fur Kistenforschung

europaisches Erdbeobachtungsprogramm ,Global Monitoring for

Environment and Security”
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Helsinki-Ubereinkommen (ber den Schutz der Meeresumwelt der

Ostsee

Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszentren

Internationaler Rat flir Meeresforschung

Leibniz-Institut fir Meereswissenschaften Kiel

Integriertes Kiistenzonenmanagement

Internationale Seeschifffahrtsorganisation

Infrastructure for Spatial Information in Europe
Institut fur Ostseeforschung Warneminde

International Panel on Climate Change

illegale, nicht regulierte und nicht gemeldete Fischerei

Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 (ber die
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung

Internationale Walfangkommission

Konsortium Deutsche Meeresforschung

Kuratorium fiir Forschung im Kisteningenieurwesen

Internationales

Ubereinkommen

Meeresverschmutzung durch Schiffe

Max-Planck-Gesellschaft

zur

Verhitung

der



MSRL

MSY

Natura 2000

NEC-RL

OSPAR
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Europaische Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie

hochstméglicher Fischerei-Dauerertrag (Maximum Sustainable Yield)

landeribergreifendes Schutzgebietssystem innerhalb der EU

Richtlinie Uber nationale Emissionshéchstmengen fir bestimmte
Luftschadstoffe

Oslo-Paris-Ubereinkommen {iber den Schutz der Meeresumwelt des
Nordostatlantiks

POP-Ubereinkommen Stockholmer Ubereinkommen zu persistenten organischen

REACH

SRU

SWEDENGER

UNEP GPA
UVP

VSCH-RL

VTI

WGL
WRRL

WSSD

Schadstoffen

Registrierung, Bewertung und Zulassung chemischer Stoffe

Internationales Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen
trilaterale Vereinbarung (2002) zwischen Deutschland, Danemark und
Schweden zur Zusammenarbeit u.a. bei Olunfallen in der westlichen
Ostsee

Umweltprogramm der Vereinten Nationen — Global Programm of Action

Umweltvertraglichkeitsprifung

Europédische Vogelschutz-Richtlinie Uber die Erhaltung der
wildlebenden Vogelarten

Johann Heinrich von Thunen-Institut, Bundesforschungsinstitut fur
Landliche Raume, Wald und Fischerei

Leibniz-Gemeinschaft
Europaische Wasserrahmenrichtlinie

Weltgipfel fur Nachhaltige Entwicklung




	Nationale Strategie für die nachhaltigeNutzung und den Schutz der Meere
	Inhalt
	1. Einführung
	2. Perspektiven für die Meere
	2.1 Oberstes Gebot: Integration
	2.2 Druck auf die Meere
	2.3 Unsere Ziele für die Meere
	2.4 Was ist zu tun, um diese Ziele zu erreichen?
	2.5 Gemeinsam stark

	3. Klimawandel und seine Folgen für Meere und Küsten
	4. Erhaltung der biologischen Vielfalt in den Meeren
	5. Nutzungen der Meere und ihre Auswirkungen
	5.1 Fischerei
	5.2 Schifffahrt und Häfen
	5.3 Meeresbergbau
	5.4 Nutzung erneuerbarer Energien
	5.5 Tourismus

	6. Aktivitäten an Land und ihre Auswirkungen auf die Meere
	6.1 Einführung
	6.2 Landwirtschaft
	6.3 Industrie, Kommunen und Haushalte
	6.4 Sonstige Aktivitäten
	6.4.1 Kernenergie
	6.4.2 Verkehr


	7. Meeresforschung für die Zukunft
	8. Grundlagen, Konzepte und Instrumente für unser Handeln
	8.1 Das Dreieck der Nachhaltigkeit
	8.2 Ökosystemansatz
	8.3 Integriertes Küstenzonenmanagement (IKZM)
	8.4 Raumordnung im Küsten- und Meeresbereich
	8.5 Umweltüberwachung
	8.6 Vernetztes Geodatenmanagement

	9. Ausblick
	10. Glossar


